
Vorgeschmack auf Mai

Kurz vor der anstehenden Neuwahl hat 

sich im Dresdner Stadtrat eine 

rechte Mehrheit gefunden 

Hilfe als Maskerade

BRD sponsert Flüchtlingsabwehr durch 

afrikanische Regierungen mit 

Dutzenden Millionen Euro 

Protest läuft weiter

Frankreich: 50.000 »Gelbwesten« 

gehen auf die Straße. Macrons »La 

République en marche« lahmt

U
nter strahlend blauem Him-

mel haben am Sonnabend in 

München Tausende gegen 

Krieg und Aufrüstung demonstriert. 

Während sich im Hotel »Bayerischer 

Hof« Staats- und Regierungschefs aus 

etwa 35 Ländern sowie 50 Außen- und 

30 Verteidigungsminister mit hochran-

gigen Militärs und Vertretern der Rüs-

tungsindustrie trafen, versammelten 

sich nach Veranstalterangaben mindes-

tens 6.500 Protestierende, um den Ta-

gungsort mit einer Menschenkette sym-

bolisch zu »umzingeln«. Die Polizei 

sprach von 4.000 Demonstrierenden.

»Sie verschanzen sich hinter 

4.400  Polizisten, Scharfschützen und 

Bundeswehr-Soldaten, die im Innern 

eigentlich nichts zu suchen hätten«, 

sagte Matthias Schmidt, Sprecher des 

Protestbündnisses, mit Blick auf die 

Teilnehmer der 55. Münchner »Sicher-

heitskonferenz«. »Was die da in Hin-

terzimmern ausbaldowern« sei »keine 

Lösung für uns Menschen, sondern nur 

für ihre Profite«, so Schmidt.

»Die Doomsday Clock steht seit 

über einem Jahr auf zwei Minuten vor 

zwölf«, mahnte die Sprecherin der 

»Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden 

und Internationale Politik« von Die 

Linke, Claudia Haydt, am Sonnabend. 

Die symbolische Uhr soll der Öffent-

lichkeit verdeutlichen, wie groß das der-

zeitige Risiko einer globalen Katastro-

phe ist. So nahe wie zur Zeit standen 

die Zeiger der »Atomkriegsuhr« zuletzt 

1953 beieinander. Mit der Kündigung 

des INF-Vertrags durch die USA und 

der beabsichtigten Stationierung neuer 

Mittelstreckenraketen und Marschflug-

körper in Europa befürchten Friedens-

aktivisten ein neues atomares Wettrüs-

ten.
Wenig Hoffnung machten ihnen der-

weil die Geschehnisse im »Bayerischen 

Hof«. US-Vizepräsident Michael Pence 

forderte in seiner Rede am Sonnabend 

von den Europäern, dem harten Kurs 

der USA gegen den Iran und Russland 

zu folgen. »Das iranische Regime be-

fürwortet einen Holocaust und ver-

sucht ihn auch zu erreichen«, beschwor 

Pence. Am Sonntag wies der iranische 

Außenminister Mohammed Dschawad 

Sarif den Vorwurf in München zurück 

und kritisierte die »pathologische Be-

sessenheit« von Washington gegenüber 

Teheran.
In der Debatte um die Pipeline 

»Nord Stream 2« erklärte Pence: »Wir 

können die Verteidigung des Westens 

nicht garantieren, wenn unsere Bünd-

nispartner sich vom Osten abhängig 

machen.« Bei einem bilateralen Treffen 

mit Bundeskanzlerin Angela Merkel 

(CDU) habe er die »Bedenken« seiner 

Regierung hinsichtlich des deutsch-rus-

sischen Projekts deutlich gemacht. 

»Der beste Weg zum Frieden ist ein 

starkes NATO-Bündnis – eine NATO, 

deren Mitglieder bei ihrem Energiebe-

darf nicht von Russland abhängig sind«, 

so Pence. Auch eine andere Forderung 

durfte nicht fehlen: Die EU solle Juan 

Guaidó einheitlich als »einzigen legiti-

men Präsidenten Venezuelas« anerken-

nen. »Nicolás Maduro ist ein Diktator 

ohne legitimen Machtanspruch«, so 

Pence.
Unmittelbar vor dem US-Vizepräsi-

denten hatte Angela Merkel am Sonn-

abend auf großer Bühne Bruchstellen 

im transatlantischen Verhältnis offen-

bart. Sie kritisierte die Alleingänge von 

US-Präsident Donald Trump in der 

Handels- und Außenpolitik. Mit Blick 

auf Strukturen internationaler Zusam-

menarbeit sagte Merkel: »Wir dürfen 

sie nicht einfach zerschlagen.«

Thema der Konferenz war auch der 

INF-Vertrag. Der russische Außenmi-

nister Sergej Lawrow kritisierte, die 

USA übten Druck auf die NATO-Mit-

gliedsländer aus. »Wir wollten ihnen 

die Raketen zeigen, von denen die 

Amerikaner glauben, dass sie den 

Vertrag verletzen«, sagte Lawrow am 

Rande der Konferenz am Sonnabend. 

Dieser Einladung sei aber nicht gefolgt 

worden: »Wir haben keinen Zweifel, 

dass die USA den NATO-Ländern an-

geordnet haben: Geht dort nicht hin!«

Siehe auch Seiten 2 und 8

Tausende gegen Krieg

Trump zielt aufs deutsche Kerngeschäft

WWW.JUNGEWELT.DE

Kuba sichert Venezuela 

Solidarität zu

Caracas. Der kubanische Präsident 

Miguel Díaz-Canel (Foto) hat am 

Samstag seinem venezolanischen 

Amtskollegen Nicolás Maduro die 

Solidarität der sozialistischen Kari-

bikinsel angesichts der anhaltenden 

US-Aggression zugesichert. Das 

meldete die Nachrichtenagentur 

Prensa Latina. Man stehe an der 

Seite der Bolivarianischen Revolu-

tion und verteidige die Souveränität 

Venezuelas. Am Donnerstag hatte 

Havanna davor gewarnt, dass Wa-

shington eine Militärintervention 

gegen Caracas vorbereite, um den 

Putschisten Juan Guaidó an die 

Macht zu bringen.

Ebenfalls am Samstag wurde be-

kannt, dass in der kolumbianischen 

Grenzstadt Cúcuta ein US-Militär-

transportflugzeug vom Typ »C-17« 

gelandet ist, wie die Zeitung El 

Nacional berichtete. Die Maschine 

soll angeblich »Hilfslieferungen« ge-

laden haben, die von Getreuen Guai-

dós über die Grenze nach Venezuela 

gebracht werden sollen.  (dpa/jW)

Im Krisenmodus: EZB 

prüft Kreditprogramm

Frankfurt am Main. Um einem wei-

teren wirtschaftlichen Abschwung 

im Euro-Raum entgegenzuwirken, 

plädiert der finnische Notenbank-

chef Olli Rehn für eine vermehrte 

Kreditvergabe durch die Europäische 

Zentralbank (EZB). Die EZB werde 

sich »irgendwann in den nächsten 

Sitzungen« mit möglichen neuen 

Langfristkrediten (Targeted lon-

ger-term refinancing operations; 

TLTRO) für Geschäftsbanken be-

fassen, sagte Rehn dem Handelsblatt 

(Montagausgabe) laut Vorabbericht. 

Die EZB hatte 2016 ein TLTRO-Pro-

gramm aufgelegt, um die Kreditver-

gabe anzukurbeln. Rehn sieht aber 

auch die jeweiligen Regierungen 

in der Pflicht. Vor allem die drei 

größten Euro-Volkswirtschaften 

Deutschland, Frankreich und Italien 

müssten in verschiedenen Bereichen 

»mehr Verantwortung« tragen. So 

solle Deutschland zusätzliche Inves-

titionen in die Digital- und Verkehrs-

infrastruktur vornehmen.  (Reuters/jW)
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Demonstranten umzingeln Münchner »Sicherheitskonferenz«. Von Sebastian Lipp

US-Regierung prüft, ob importierte Autos aus EU nationale Sicherheit gefährden

B
undeskanzlerin Angela Mer-

kel (CDU) kritisierte am 

Sonnabend, dass Washing-

ton offensichtlich Fahrzeuge aus der 

EU als Bedrohung für die nationale 

Sicherheit der USA einstufen will. 

Das gäbe Präsident Donald Trump die 

Möglichkeit, neue Sonderzölle einzu-

führen. Am Sonntag (nach jW Redak-

tionsschluss) sollte das US-Handels-

ministerium eine Einschätzung dazu 

vorlegen, ob der Import von Autos 

und Zulieferteilen die nationale Si-

cherheit des Landes beeinträchtigt. 

Kommt das Ministerium offiziell zu 

diesem Schluss, könnte Trump bin-

nen 90 Tagen darüber befinden, ob 

er Strafzölle erheben will. Die Bun-

desregierung rechnet damit, dass die 

Behörde in der Tat die Einfuhren als 

Gefahr einstuft. Der Bericht liege dem 

Weißen Haus bereits vor, berichtete 

das Handelsblatt am Sonnabend.

Die bevorstehende Entscheidung 

des US-Handelsministeriums sei für 

Deutschland erschreckend, sagte Mer-

kel am Sonnabend bei der Münchner 

Sicherheitskonferenz. »Wir sind stolz 

auf unsere Autos. Das dürfen wir ja 

auch.« Der US-Botschafter bei der 

EU, Gordon Sondland, verteidigte die 

US-Pläne als einzige Möglichkeit, die 

EU zu Gesprächen über Freihandel 

zu zwingen. »Die Europäer sind über-

haupt nur bereit, mit uns zu verhan-

deln, weil Autozölle drohen«, sagte er 

der Wirtschaftswoche. Es sehe so aus, 

als ob hier »nur Druckmittel funktio-

nieren«.
Die EU-Kommission schätzt den 

Wert europäischer Auto- und Auto-

teilexporte in die USA auf mehr als 

50 Milliarden Euro pro Jahr. Zuletzt 

wurden Sonderzölle in Höhe von 

25  Prozent ins Gespräch gebracht. 

Brüssel hat bereits angekündigt, dass 

sie auf neue US-Abgaben entspre-

chend reagieren würde. Denkbar sei, 

dass im ersten Schritt Ausgleichs-

zölle auf US-Waren im Wert von 

rund 20 Milliarden Euro verhängt 

würden. Um den Streit um die be-

reits eingeführten US-Sonderzölle 

auf Stahl- und Aluminiumprodukte 

zu entschärfen, hatten sich die USA 

und die EU auf den Start von neu-

en Handelsgesprächen verständigt. 

Diese kommen allerdings bislang nur 

äußerst schleppend voran. 

 
(AFP/jW)

wird herausgegeben von  

2.161 Genossinnen und  

Genossen (Stand 24.1.2019)

n www.jungewelt.de/lpg
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Thinktank
Völkischer Stoßtrupp: Der Alldeut-

sche Verband war einer der ideolo-

gischen Wegbereiter des deutschen 

Faschismus. Vor 100 Jahren veröf-

fentlichte die reaktionäre Strömung 

ihr Programm gegen die Republik.  

Von Reiner Zilkenat
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Kino für immer
Zwischen Kunst und Kosslick: Bei 

der Berlinale wurde eine Ära  

glücklich zu Ende gebracht

Teilnehmer der Demonstration 

gegen die »Sicherheitskonferenz« 

gehen in einer Menschenkette 

durch die Münchner Innenstadt 

(16.2.2019)
Mediadaten
n Anzeigenpreisliste Nr. 28 vom 1.3.2019
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Großes Komplott
Vor 20 Jahren wurde Abdullah 

 Öcalan, Chef der Arbeiterpartei  
Kurdistans, festgenommen 

Kein Durchmarsch
Öffentlicher Dienst: GEW will 

Gehaltstabelle ändern. Trotz 
starker Aktionen droht Scheitern 

Unter Kontrolle
Paris: Mélenchon trägt Anliegen der 

»Gelbwesten« ins Parlament. 
Mehrheitsfraktion entsetzt 

Nächster Flop
Wegen starker Steigungen ist die 

Bahntrasse Berlin–München für 
Güterzüge nahezu unpassierbar

Ein Krieg gegen Venezuela wird 
wahrscheinlicher. Die kubani-
sche Regierung hat den USA 

in der Nacht zum Donnerstag (Orts-
zeit) vorgeworfen, ein »als humani-
täre Mission getarntes militärisches 
Abenteuer« vorzubereiten. In einer 
offiziellen Erklärung ruft Havanna die 
»internationale Gemeinschaft« auf, 
alle Kräfte zu mobilisieren, um eine 
Intervention in Venezuela zu verhin-
dern.

Nach Angaben Kubas wurde zwi-
schen dem 6. und 10. Februar die 
Ankunft von US-Spezialeinheiten auf 
verschiedenen Flughäfen in der Re-
gion registriert. Unter anderem ha-
be es Militärtransportflüge der USA 
zu einem Flughafen auf Puerto Rico, 
zum Luftwaffenstützpunkt San Isidro 
in der Dominikanischen Republik 
und auf »andere strategisch gelegene 
Karibikinseln« gegeben, heißt es in 
der Erklärung.

Die Transporte seien von US-Mili-
tärstützpunkten gestartet, von denen 
Truppen für Sondereinsätze und der 
Marineinfanterie operierten. Der-
artige Einheiten setzten die USA für 
»verdeckte Aktionen, darunter gegen 
Führer anderer Länder« ein, erklärte 
die Regierung in Havanna weiter. Die 
USA bereiteten ein »als humanitäre 
Intervention getarntes Militäraben-

teuer in Venezuela« vor, warnte auch 
Außenminister Bruno Rodríguez auf 
Twitter.

Zeitgleich bestätigte die US-Bot-
schaft in Brasilien eine Visite von 
Craig Faller, Kommandeur des Süd-
kommandos der US-Streitkräfte 
(Southcom), dem alle militärischen 
Operationen der USA in Lateinameri-
ka unterstehen. Zwischen dem 10. und 
dem 13. Februar habe Faller sowohl 
mit dem Außen- und dem Verteidi-
gungsminister als auch mit den Spit-
zen des brasilianischen Militärs über 
Maßnahmen zum Schutz »des Frie-
dens in der Region und der Stabilität 
der westlichen Hemisphäre« beraten, 
heißt es in einer US-Mitteilung.

Am Donnerstag meldeten Aktivis-
ten dann die Ankunft Fallers auf der 
nur 60 Kilometer von der venezola-
nischen Küste entfernten niederländi-

schen Karibikinsel Curaçao. Über der 
dortigen Militärbasis, wo die größte 
Ansammlung westlicher Einheiten 
in der gesamten Karibik konzentriert 
ist, wehe statt der holländischen die 
US-Fahne.

Der Ring zieht sich offenbar zu. 
Am Mittwoch hatte sich bereits der 
kolumbianische Präsident Iván Du-
que in Washington mit US-Präsident 
Donald Trump über das weitere Vor-
gehen zum Sturz der Regierung in 
Caracas verständigt. Für die Strategie 
Washingtons nimmt Kolumbien eine 
Schlüsselrolle ein. Im Juni 2018 hatte 
die Regierung in Bogotá eine »Verein-
barung zur Zusammenarbeit und Ver-
teidigung« mit der NATO unterzeich-
net. Als einziges Land in Lateiname-
rika wurde Kolumbien daraufhin im 
Juli 2018 der spezielle NATO-Status 
eines »Global Partner« zugesprochen. 

Damit sind – im Falle einer Invasion – 
auch die europäischen NATO-Staaten 
zumindest teilweise involviert.

Die aktuelle Situation in Lateiname-
rika erinnere an die von Washington 
organisierten Kriege in Jugoslawien, 
dem Irak und Libyen, die unter dem 
Vorwand, einen »humanitären Korri-
dor« zum Schutz der Zivilbevölkerung 
einzurichten, begonnen worden seien, 
erklärte die kubanische Regierung. 
Das Ergebnis derartiger »Maßnah-
men« seien unzählige Tote gewesen.

Angesichts der akuten Bedrohung 
ruft Kuba die Solidaritätsbewegungen 
auf, ihre Kräfte zu bündeln, »um eine 
militärische Aktion gegen Venezuela 
zu verhindern«. So finden am Sams-
tag in Berlin und Hamburg jeweils um 
14 Uhr Kundgebungen zur Unterstüt-
zung Venezuelas statt.

Siehe Seite 8

Kuba schlägt Alarm

USA wollen in Afghanistan bleiben

WWW.JUNGEWELT.DE

USA: Europäer sollen aus 
Iran-Abkommen aussteigen
Warschau. Die USA erhöhen den 
Druck auf die Europäer, das Atom-
abkommen mit dem Iran fallenzu-
lassen. US-Vizepräsident Michael 
Pence drohte den Verbündeten am 
Donnerstag in einer Rede auf der 
»Nahostkonferenz« in Warschau 
indirekt damit, ihnen andernfalls an 
anderer Stelle die Solidarität zu ver-
weigern. »Wenn ihr uns bei diesem 
edlen Anliegen zur Seite steht, dann 
stehen wir auch zu euch.« Pence 
kritisierte den Versuch der BRD, 
Großbritanniens und Frankreichs, 
Iran-Geschäfte vor US-Sanktionen 
zu schützen. Pence betonte, dass die 
USA bereit seien, die Sanktionen 
gegen den Iran weiter zu verschär-
fen. Der Vizepräsident lobte aus-
drücklich Sanktionen arabischer und 
anderer Staaten gegen den Iran und 
fügte hinzu: »Traurigerweise waren 
einige unserer führenden europäi-
schen Partner nicht annäherend so 
kooperativ.«  (dpa/jW)

Siehe Seite 7

Aus für Airbus-Giganten 
»A380«

Toulouse. Der europäische Luftfahrt- 
und Rüstungskonzern Airbus stellt 
die Produktion des weltgrößten 
Passagierjets »A380« ein. Die letzte 
Auslieferung des Luftgiganten sei 
für 2021 geplant, teilte Airbus am 
Donnerstag in Toulouse mit. Die 
arabische Fluggesellschaft Emirates 
habe ihre Bestellung um 39 Maschi-
nen reduziert – auch bei anderen 
Airlines sei der Auftragsbestand 
mangelhaft. Daher gebe es nun keine 
Grundlage mehr für eine Fortset-
zung der Produktion. Airbus-Chef 
Thomas Enders sieht dennoch gute 
Chancen für die »A380«-Beschäftig-
ten, in anderen Bereichen des Luft-
fahrtkonzerns unterzukommen. We-
niger überzeugt geben sich der Air-
bus-Betriebsrat und die IG Metall. 
Kündigungen, Standortschließungen 
oder ein Verkauf von Unternehmens-
teilen müssten tabu sein, forderte 
das IG-Metall-Vorstands- und Air-
bus-Aufsichtsratsmitglied Jürgen 
Kerner am Donnerstag.  (dpa/jW)

Siehe Kommentar Seite 8

US-Spezialtruppen bei einer Übung auf dem US-Stützpunkt San Isidro in der Dominikanischen Republik (13.11.2009)
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Havanna enthüllt 
Vorbereitungen 
der USA für 
Intervention in 
Venezuela. Truppen 
werden in Karibik 
zusammengezogen. 
Von Volker Hermsdorf

Washington sichert NATO-Staaten zu, Besatzungstruppen vorerst nicht abzuziehen

Die USA haben den NATO-Part-
nern zugesichert, nicht ohne 
vorherige Absprache Soldaten 

aus Afghanistan abzuziehen. »Es wird 
keine unilaterale Truppenreduzierung 
geben«, sagte der geschäftsführende 
US-amerikanische Verteidigungsmi-
nister Patrick Shanahan am Donners-
tag nach Beratungen mit Amtskollegen 
in Brüssel. Man werde sich abstimmen.

Shanahan reagierte damit auf Be-
fürchtungen von Ländern wie der Bun-
desrepublik, dass die USA über einen 
unabgesprochenen Abzug von Soldaten 
den Ausbildungseinsatz der NATO ge-

fährden könnten. Dies könnte der Fall 
sein, weil die Fähigkeiten der US-Trup-
pen als existenziell wichtig für den Ein-
satz in seiner derzeitigen Form gelten. 
Das gilt zum Beispiel für Bereiche wie 
Notfallevakuierung oder Aufklärung.

Bundesverteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen (CDU) zeigte 
sich nach dem Treffen zufrieden. »Es 
ist sehr schön gewesen, dass der ame-
rikanische Kollege klar Stellung be-
zogen hat«, sagte sie. Shanahan habe 
versichert, dass es »keine einsamen, 
einseitigen Entscheidungen« der USA 
geben werde und dass jeder strategi-

sche Schritt in Afghanistan im Kreis der 
NATO-Verteidigungsminister bespro-
chen werde.

Zudem sei festgehalten worden, 
dass die Frage der internationalen 
Präsenz vor allem an Fortschritte 
im Friedensprozess in Afghanistan 
gekoppelt sei. Hintergrund der De-
batte bei der NATO waren die der-
zeit laufenden Gespräche der USA 
mit den aufständischen Taliban. Sie 
sollen den Weg für eine politische 
Friedensregelung ebnen, der es Präsi-
dent Donald Trump erlauben könnte, 
möglichst schnell viele US-amerika-

nische Soldaten nach Hause zu holen.
In der NATO werden die US-Pläne 

zum Teil sehr kritisch gesehen. Dort 
wird unter anderem befürchtet, dass es 
im Fall eines schnellen Truppenabzugs 
wieder zu einer »Destabilisierung« des 
Landes und zu »Rückschritten bei De-
mokratie und Menschenrechten« kom-
men könne.

Laut offiziellen Angaben des Bünd-
nisses waren die USA zuletzt mit 
8.475  Armeeangehörigen am Einsatz 
»Resolute Support« beteiligt. Sie stell-
ten damit rund die Hälfte der aktuell 
16.919 Soldaten.  (dpa/jW)

wird herausgegeben von  
2.161 Genossinnen und  
Genossen (Stand 24.1.2019)

n www.jungewelt.de/lpg
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In der Falle
Vor 30 Jahren endete die sowjeti-
sche Intervention in Afghanistan. 
15.000 Soldaten fielen zwischen 
1979 und 1989. Die USA hatten den 
Konflikt bewusst angeheizt, um 
ihren Gegner zu schwächen.  
Von Reinhard LauterbachS
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n Vorstellung   

Die junge Welt ist in ihrer neueren Geschichte etwas, das es in dieser Gesell-
schaft eigentlich nicht geben kann: eine linke, professionell arbeitende, über-
regionale Tageszeitung, die ohne eine Partei oder ein großes Medienhaus im 
Rücken »am Markt besteht« – also genug Leserinnen und Leser findet, die 
auch bereit sind, für ihre Lektüre zu bezahlen. 

Einst auflagenstärkste Tageszeitung der DDR, erscheint sie heute im gesam-
ten deutschsprachigen Raum. Ihre Abwicklung verhinderte 1995 der mutige 
Entschluss von Teilen der Redaktion, selbst einen Verlag zu gründen und 
die junge Welt in Eigenregie weiterzuführen. Heute ist die jW mehrheitlich im 
Besitz der Linken Presse Verlags-, Förderungs- und Beteiligungsgenossen-
schaft junge Welt eG und damit in den Händen ihrer Leserinnen und Leser. 

Während große Medienkonzerne angesichts von Auflagenverfall und Be-
deutungsverlust rätseln, wie in Zeiten des Internets mit Journalismus Geld 
zu verdienen ist, wissen wir: Eine klare politische Haltung – mit Vehemenz 
vorgetragen und mit Konsequenz verteidigt –, journalistische Sorgfalt und 
eine gehörige Portion Chuzpe sind die besten Garantien für ein Blatt, das 
seine Leser findet. Seit Jahren beweisen steigende Auflagenzahlen im Print 
ebenso wie die wachsende Zahl von Onlineabonnements, dass wir damit 
richtig liegen. 

In wenigen Worten lässt sich die Frage, was die junge Welt ist, so beant-
worten: Sie ist die einzige marxistische Tageszeitung im deutschsprachigen 
Raum und ergreift als solche klar Partei. Gegen Kriegseinsätze, für Völ-
ker- und Menschenrecht. Gegen Ausbeutung und Unterdrückung, für ein 
menschenwürdiges Leben. Gegen das neoliberale »There is no alternative«, 
für eine Zukunft, die die Menschen nach ihrem Willen selbst gestalten. 

Unter Druck
Audi in Ungarn: Lohnverhandlungen 

ohne Ergebnis. Produktion in 
Ingolstadt von Streiks betroffen  

Zwecks Drills
Amazon-Konzern rekrutiert gezielt frü-

here Bundeswehr-Soldaten und 
-Offiziere als Führungskräfte 

Von unten
»Die Klimarevolution hat begonnen«: 

Breiter Protest gegen verfehlte 
Regierungspolitik in Belgien 

Vorbehaltlich Lob
Was es mit Portugals linker Regierung 

und deren EU-Politik auf sich 
hat. Von Nikolas Sisic

Alte und kranke Menschen zu 
pflegen ist anstrengend und 
wird mies bezahlt. Deshalb 

sind bundesweit mindestens 36.000 
Stellen unbesetzt, wie die Bundes-
regierung selbst im April 2018 ein-
räumen musste.

Am Montag traten Gesundheits-
minister Jens Spahn (CDU), Fa-
milienministerin Franziska Giffey 
(SPD) und Arbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD) vor die Presse, um 
im Rahmen ihrer »konzertierten Ak-
tion Pflege« Besserung zu geloben. 
Demnach soll die Zahl der Azubis 
und ausbildenden Einrichtungen bis 
2023 im bundesweiten Schnitt um 
zehn Prozent steigen, sagte Giffey. 
Geschaffen werden sollten unter an-
derem 5.000 Weiterbildungsplätze. 
Marketinggerecht wurden 111 Maß-
nahmen festgehalten, darunter auch 
eine Werbekampagne für den Pfle-
geberuf. »Um mehr Pflegekräfte zu 
gewinnen, müssen wir sie besser be-

zahlen und ihre Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen verbessern«, 
stellte Spahn fest.

Die Gewerkschaften begrüßten 
das Vorhaben als ersten Schritt in 
die richtige Richtung. Verdi-Bun-
desvorstandsmitglied Sylvia Büh-
ler mahnte jedoch: »Entscheidend 
ist, dass Auszubildende nicht nur 
gewonnen, sondern durch attrakti-
ve Bedingungen und eine faire Be-
zahlung nach der Ausbildung auch 
im Beruf gehalten werden.« Auch 
DGB-Bundesvorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach äußerte sich skep-
tisch: »Sorgen bereitet die aktuelle 
Forderung der Länder, nicht mehr 
für die Investitions- und Mietkos-
ten der Pflegeschulen aufkommen 
zu müssen, die nicht aus dem Aus-
gleichsfonds refinanzierbar sind.« 
Nur wenn alle Akteure an einem 
Strang zögen, könnten die dringend 
benötigten Ressourcen für eine 
qualitativ bessere Aus- und Weiter-

bildung sichergestellt werden. Dies 
sei »wesentlich für die Motivation 
der Auszubildenden und den Aus-
bildungserfolg in den Pflegeschulen 
und an den verschiedenen Einsatz-
orten der praktischen Ausbildung«, 
so Buntenbach.

Die Gesetzlichen Krankenversi-
cherungen (GKV) warnten vor Il-
lusionen, das Pflegeproblem allein 
durch die Anwerbung von Arbeitern 
aus dem Ausland lösen zu können. 
»Im Kern müssen wir als Gesell-
schaft unsere Hausaufgaben selbst 
machen«, sagte Gernot Kiefer, Vor-
stand des GKV-Spitzenverbands, 
gegenüber der Nachrichtenagentur 
dpa. Gebraucht werde eine ange-
messene Vergütung der Pflege-
kräfte. Auf dem Weg dahin wären 
flächendeckende Tarifverträge »ein 
ganz wichtiger Schritt«.

Der Sozialverband VdK forderte 
Klarheit bei der Finanzierung. Die 
Kosten, die mit den geplanten Ver-

besserungen einhergehen, dürften 
»nicht den Pflegebedürftigen und 
ihren Familien aufgebürdet werden«, 
sagte VdK-Präsidentin Verena Bente-
le. »Pflegebedürftige zahlen ohnehin 
schon viel und müssen häufig ihre 
gesamten Ersparnisse aufbrauchen, 
um die Pflege zu finanzieren.« Das 
notwendige Geld, um den Altenpfle-
geberuf attraktiver zu machen, müsse 
aus der Pflegeversicherung und aus 
Steuermitteln kommen, forderte der 
Sozialverband. Die Eigenanteile in 
der Pflege dürften nicht weiter stei-
gen. »Perspektivisch brauchen wir 
eine Pflegevollversicherung, in der 
die pflegebedingten Leistungen so-
lidarisch getragen werden«, erklärte 
Bentele. Davon wollen die Damen 
und Herren Minister aber nichts wis-
sen. Jens Spahn hatte statt dessen im 
Oktober vorgeschlagen, dass kinder-
lose Erwachsene noch mehr in die 
Pflegekassen einzahlen sollen.

Siehe Kommentar Seite 8

OP am 
offenen 

Herzen

Gutachten im Netz, AfD empört

WWW.JUNGEWELT.DE

Afghanischer Präsident 
will mit Taliban reden

Kabul. Der afghanische Präsident 
Aschraf Ghani hat am Montag 
in einer landesweit übertragenen 
Fernsehansprache die Taliban zur 
Aufnahme von direkten Friedens-
gesprächen mit seiner Regierung 
aufgerufen. Bisher sprechen die Auf-
ständischen ausschließlich mit den 
USA über Wege zur Beilegung des 
langjährigen Kriegs. Erst am Sams-
tag hatte die jüngste und mindestens 
fünfte Gesprächsrunde seit Juli 2018 
zwischen Vertretern der Taliban und 
einer US-Delegation geendet. Darin 
ging es um einen Abzug der interna-
tionalen Truppen, einen Waffenstill-
stand und um die Frage, wie verhin-
dert werden kann, dass das Land ein 
sicherer Hafen für Terroristen wird. 
Die Gespräche sollen zudem direkte 
Verhandlungen zwischen den Tali-
ban und Kabul in die Wege leiten. 
 (dpa/jW)

Siehe Seite 6

Arbeitsdirektor für 
Autobahngesellschaft 
Berlin. Die Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft (Verdi) und der 
Beamtenbund (DBB) haben sich 
auf die Bestellung eines Arbeits-
direktors der Infrastrukturgesell-
schaft für Autobahnen und andere 
Bundesfernstraßen (IGA) verstän-
digt. Gunther Adler (SPD), derzeit 
Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Inneren, für Bau und Hei-
mat, soll das Amt bekleiden. Der 
Verdi-Vorsitzende Frank Bsirske 
und der DBB-Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach teilten dies 
Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer (CSU) in einem Schreiben 
am Montag mit. Die privatrecht-
liche Gesellschaft des Bundes 
übernimmt künftig den Bau und 
Unterhalt der Autobahnen von 
den Ländern. Momentan befindet 
sich die Gesellschaft im Aufbau-
prozess. Für die Entscheidung der 
Beschäftigten zum Übergang in die 
neue Gesellschaft und die Überlei-
tung aus den bisherigen Arbeitsver-
hältnissen sei eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit dem Vorstand 
wichtig, teilte Verdi mit.  (jW)

Um kein Geld ausgeben zu müssen, würde Gesundheitsminister Jens Spahn wahrscheinlich sogar selbst operieren
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Regierung stellt Werbekampagne  
gegen Pflegenotstand vor. 

Gewerkschaften und  
Sozialverbände haben  

Zweifel. Von Simon Zeise

Als »Verschlussache« deklarierte Analyse des Verfassungsschutzes zur Rechtsaußenpartei

Die Nachrichten-Website Netz-
politik.org hat ein internes, als 
»Verschlussache« deklariertes 

Gutachten des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz (BfV) veröffentlicht, in 
dem Äußerungen führender Mitglie-
der der AfD analysiert werden. In dem 
Dokument, das am Montag ins Netz 
gestellt wurde, werden auch Kontakte 
einzelner AfD-Funktionäre ins Neona-
zimilieu aufgelistet. Die AfD fordert 
nun dienstrechtliche Konsequenzen für 
Verfassungsschutzchef Thomas Hal-
denwang. Medien hatten bereits einzel-
ne Passagen aus dem Gutachten zitiert.

Ein Sprecher des Bundesinnenminis-
teriums sagte am Montag in Berlin, es 
sei »bedauerlich, wenn solche Unter-
lagen die Öffentlichkeit erreichen«. Er 
könne nicht sagen, auf welchem Weg 
das Dokument zu den Betreibern der 
Website gelangt sei. Sollte es Anhalts-
punkte dafür geben, dass strafrechtliche 
Konsequenzen erforderlich seien, dann 
würden diese auch eingeleitet. Das BfV 
wollte dazu nicht Stellung nehmen.

Der Verfassungsschutz hatte Mitte 
Januar die AfD insgesamt zum «Prüf-
fall» erklärt. Noch genauer hinschauen 
will die Behörde beim »Flügel« der 

AfD und bei der Jungen Alternative. 
Beide wurden als »Verdachtsfall« ein-
gestuft. Grundlage der Entscheidung 
war das Gutachten. Die AfD will, dass 
Verfassungsschutz-Chef Haldenwang 
sich vor Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) für die Veröffent-
lichung verantworten soll. AfD-Vize 
Georg Pazderski erklärte: »Das muss 
dienstrechtliche Konsequenzen nach 
sich ziehen.«

Die sächsische Landtagsabgeordnete 
Kerstin Köditz (Linke) sagte nach der 
Lektüre des Gutachtens: »Beim Lesen 
muss man sich immer wieder vergewis-

sern, ob es um die AfD oder nicht doch 
um die NPD geht. Die Ähnlichkeiten 
bis hinein in die plumpe Nazisprache 
sind verblüffend.« Besonders genau 
betrachtet der Verfassungsschutz in 
dem Papier Äußerungen des AfD-Vor-
sitzenden Alexander Gauland und des 
Thüringer AfD-Landeschefs Björn Hö-
cke. Er stellt fest: »Anhand der darge-
stellten Verlautbarungen von Gauland 
und Höcke wird deutlich, dass ihrem 
Denken ein ethnisch-biologisches bzw. 
ethnisch-kulturelles Verständnis des 
Volkes zugrunde liegt.«  (dpa/jW)

kurzlink.de/Netzpolitik

wird herausgegeben von  
2.161 Genossinnen und  
Genossen (Stand 24.1.2019)

n www.jungewelt.de/lpg
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Putschversuch
Juan Guaidó ruft zu neuen Demons­
trationen gegen Venezuelas Präsi­
dent Maduro auf. Doch die Zeit könn­
te knapp werden. US­Medien enthül­
len derweil, wie sehr die USA, Brasilien 
und Kolumbien in den angezettelten 
Staatsstreich verwickelt sindR
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Die junge Welt – erfolgreicher Journalismus von links

WWW.JUNGEWELT.DE

Landesweiter Ausstand  
in Portugal
Lissabon. In Portugal sind am Frei-
tag Hunderttausende Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes dem 
Aufruf der Gewerkschaften zu 
einem landesweiten Streik ge-
folgt. Aufgerufen hatten die beiden 
großen Dachverbände CGTP und 
UGT. Mit dem Ausstand soll For-
derungen nach einer Anhebung 
der Löhne und Gehälter und einer 
Aufhebung des Beförderungs-
stopps in dem Sektor Nachdruck 
verliehen werden. Die Gewerk-
schaften verweisen darauf, dass 
trotz einer Erhöhung der Grund-
gehälter im vergangenen Jahr eine 
allgemeine Anhebung der Bezüge 
der Staatsbediensteten bereits 
seit einem Jahrzehnt nicht mehr 
erfolgt sei. Der Protest richtet sich 
auch gegen eine von der sozia-
listischen Regierung angestrebte 
Novelle des Arbeitsrechts. Nach 
Medienberichten war die Beteili-
gung am Streik hoch, Schulen und 
Behörden blieben geschlossen. Im 
Herbst stehen in Portugal Parla-
mentswahlen an.  (pst)

Siehe auch Kommentar Seite 8

Maduro bestätigt 
Gespräche mit USA
Caracas. Venezuelas Präsident Ni-
colás Maduro hat bestätigt, dass 
es Gespräche mit dem US-Sonder-
gesandten Elliott Abrams gegeben 
hat. Wie aus einem am Donnerstag 
(Ortszeit) von der Nachrichten-
agentur Associated Press veröf-
fentlichten Interview mit Maduro 
hervorgeht, habe Außenminister 
Jorge Arreaza den Gesandten von 
US-Präsident Donald Trump in 
New York getroffen. Die Zusam-
menkünfte hätten mehrere Stunden 
gedauert. Das letzte Treffen am 

11. Februar habe vier Tage nach 
der Aussage des US-Gesand-

ten stattgefunden, dass »die 
Zeit für Dialog mit Madu-

ro« seit langem vorbei 
sei. Maduro kritisierte 

Trump für die An-
erkennung des Put-
schistenführers 
Juán Guaidó, er-
klärte aber auch, 
er sei bereit, 
seinen US-Amts-
kollegen zu 
treffen. »Trumps 
entzündete Hand 
schmerzt Vene-
zuela«, sagte 
das Staatsober-
haupt des latein-
amerikanischen 
Landes.  (jW)

Siehe Seite 3
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Auftakt der Münchner Kriegskonferenz:  
NATO-Strategen beraten über Aufrüstung. 
Verstärkte Militarisierung der EU. Von Jörg Kronauer

  FAULHEIT & ARBEIT

Mit einem Bekenntnis zur NATO hat Bundesverteidigungsministerin Ursula 
von der Leyen am Freitag die diesjährige Münchner »Sicherheitskon-
ferenz« eröffnet. Sie kündigte an, den deutschen Militärhaushalt – wie 

von Washington verlangt – systematisch weiter aufzustocken, forderte im Gegenzug 
aber ein Ende der jüngsten US-Alleingänge. »Für unsere Missionen pflegen wir den 
Grundsatz: Gemeinsam rein, gemeinsam raus«, erklärte die Ministerin mit Blick 
auf die Ankündigung von US-Präsident Donald Trump, die US-Truppen aus Afgha-
nistan abzuziehen. Von der Leyen eröffnete die Konferenz gemeinsam mit ihrem 
britischen Amtskollegen Gavin Williamson und kündigte an, die Militärkoope-
ration mit dem Vereinigten Königreich nach dessen Austritt aus der EU noch zu 
vertiefen. Williamson hatte Anfang der Woche mitgeteilt, London wolle in den 
kommenden Jahren militärisch seine »globale Präsenz stärken«, seine »tödliche 
Schlagkraft steigern« und damit weltweit sein »Gewicht erhöhen«.

Jenseits transatlantischer Treueschwüre hat Konferenzleiter Wolfgang Ischin-
ger, der in diesem Jahr rund 600 Teilnehmer in der bayerischen Landeshaupt-
stadt begrüßen konnte, darunter mehr als 30 Staats- und Regierungschefs 
sowie etwa 90 Minister, zur verstärkten Militarisierung der EU aufgerufen. 
Die »Zusammenführung« von Streitkräften in Europa müsse schneller voran-
schreiten, forderte der langjährige deutsche Spitzendiplomat. Hintergrund 
sind die Spannungen mit den USA, die es aus Berliner Sicht erforderlich 
machen, ein eigenes militärisches Standbein aufzubauen. Erst Mitte dieser 
Woche hatte die Trump-Administration mit einer offen provozierenden 
Anti-Iran-Konferenz in Warschau versucht, außenpolitische Brüche in 
der Union zu vertiefen. Ischinger äußerte kurz vor Beginn der Münchner 
Konferenz, die EU dürfe nicht wirken »wie ein aufgeregter Hühnerhaufen, 
der nicht genau weiß, wo er hin will«. Er bezog dies explizit auf die Positio-
nierung gegenüber Russland und China; allerdings umfasst seine Aussage 
implizit auch die Forderung nach politischer Geschlossenheit gegenüber 
den USA.

Schon vor Konferenzbeginn wurden neue Vorhaben bekannt, die die 
Debatten an diesem Wochenende befeuern dürften. So forderten führende 
deutsche Offiziere eine baldige Nutzung von »künstlicher Intelligenz« in 
der Bundeswehr. Anlässlich eines Treffens der Anti-IS-Koalition kündigte 
US-Verteidigungsminister Patrick Shanahan an, der Einsatz des locke-
ren Kriegsbündnisses solle fortgesetzt werden. Als Schauplätze künftiger 
Operationen nannte Shanahan neben zwei Einsatzorten der Bundeswehr 
– Afghanistan sowie die Sahelzone – auch die Philippinen. Im Süden des 
Landes verbreiten Dschihadisten Terror. Ein Einsatz der Anti-IS-Koalition 
dort würde zur Stationierung westlicher Kampfverbände im unmittelbaren 
Umfeld Chinas führen.

Die Zeche der Münchner Konferenz zahlt übrigens – wie üblich – die 
Allgemeinheit. Wie die Bundesregierung auf eine Anfrage der innen-
politischen Sprecherin der Linke-Bundestagsfraktion, Ulla Jelpke, 
bestätigte, sind 290 Bundeswehrangehörige nach München entsandt 
worden. Die Kosten dürften, konstatiert Jelpke, deutlich über den 
640.000 Euro liegen, auf die sich die Entsendung von 217 Militärs 
zur Sicherheitskonferenz 2017 belief. Zuzüglich einer Förderung 
durch das Bundespresseamt stellt der Steuerzahler also weit über 
eine Million Euro für das Militärspektakel bereit.

Protestkette und Demonstration in München: 12.30 Uhr 

Auftakt am Stachus, ab 14 Uhr Umzingelung des Tagungs-

ortes »Bayerischer Hof«, Demonstration zum Marienplatz 

(Schlusskundgebung ab 15 Uhr)

Siehe Seiten 3, 12/13 und Beilage

Spiel mit der 
Apokalypse

»Es droht ein nukleares 
Schlachtfeld, das  
Europa heißt«
Gespräch mit Lühr Henken. Über den  
Ausstieg der USA aus dem INF-Vertrag,  
die Aufrüstung der NATO und die Zukunft 
der Friedensbewegung

Verbocktes Geschäft
Über Jahre hinweg wurde gekürzt – nun 

streiken die Beschäftigten der 
 Berliner Verkehrsbetriebe 

Verblüffender Zeuge
Anschlag auf Berliner Weihnachtsmarkt: 

LKA-Ermittler macht ungewohnt 
ausführliche Angaben 

Verschrottete Armee
Die Bundeswehr muss sterben, damit  

wir alle in Frieden leben können. 
Von Otto Köhler2 4 12

wird herausgegeben von  
2.161 Genossinnen und  
Genossen (Stand 24.1.2019)

n jungewelt.de/lpg

Heute mit 8 Seiten extra    Wochenendbeilage »faulheit & arbeit«
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Anzeigen in der jW: Eine Empfehlung der Redaktion 

n Vorstellung   

Die Zahlen basieren auf den Ergebnissen der jW-Leserbefragung 2013/14 (Grundgesamtheit: 3 119 Personen). Befragt wurden Abonnentinnen und Abonnenten sowie Leserinnen und Leser der Print- und 
Onlineausgabe der jW. Alle Prozentangaben gerundet.

Wer in der jungen Welt wirbt, profitiert von der einzigartigen Beziehung 
zwischen ihr und ihrer Leserschaft. Die jW ist nicht nur Tageszeitung, sie ist 
Teil der sozialen und politischen Bewegungen, aus denen sie berichtet. Sie 
wird von ihren Leserinnen und Lesern als unverzichtbare Informationsquel-
le geschätzt, die Identifikation mit »ihrer« Tageszeitung ist unübertroffen 
hoch. So werden auch Anzeigen in der jungen Welt mit anderen Augen 
gesehen. Jeder zweite der 3 119 Teilnehmer unserer letzten Leserbefragung 
(2013/14) gab an, diese Annoncen aufmerksam zu lesen und als direkte 
Empfehlung der Redaktion zu verstehen. Können Sie sich eine bessere 
Unterstützung für die Wirksamkeit Ihres Marketings vorstellen?

Der beste Grund, die jW für Werbung zu nutzen, sind aber unsere Leserin-
nen und Leser selbst. Sie sind im Vergleich überdurchschnittlich gebildet, 
reisefreudig und geradezu lesewütig (siehe Grafik links). Ebenso wichtig: 
Unsere Leserschaft verteilt sich idealtypisch auf den deutschsprachigen 
Raum (siehe Grafik rechts). 

Die jW vereint Multiplikatoren aus Friedensbewegung, Gewerkschaften, 
feministischer, antifaschistischer und Bürgerrechtsbewegung, Umwelt- und 
Verbraucherschutz, Mieterschutz und natürlich progressiver Kulturszene. 
Kurz: Mit Ihrer Anzeige werben Sie bei denen, die für Bewegung sorgen. 

Hochschulabschluss (55,5 %)
Berufsausbildung (17,7 %)

Abitur (11,1 %)

Haupt- u. Realschule (5,1 %)Promotion 
(9,4 %)

Westen (45 %) Osten (35 %)

Berlin (17 %)

Ausland (3 %)

Hohes Bildungsniveau  
der jW-Leserschaft

Gute Mischung: Verteilung  
der jW-Leserschaft

Andere (1,2 %)
(2017)
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(2017)

n Anzeigen in der Tagesausgabe

mm-Preise: 	 s/w	 ZF Rot 	 2c	 3c/4c
normal	 2,00 €	 2,10 €	 2,20 €	 2,50 €
ermäßigt*	 1,50 €	 1,60 €	 1,70 €	 2,00 €
ermäßigt**	 1,00 €	 1,10 €	 1,20 €	 1,50 €

Zuschlag für Wochenendausgabe:	 0,15 €

Mindestberechnung für Farbanzeigen:  500 mm
Agenturpreis für Bestatter: 1,20 €

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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NEUE RECHTE

 Zu den politischen Mythen der Bundes-
republik gehören die »Stunde Null« 
und der »demokratische Neuanfang«. 
Zwar wurde diese Erzählung schon 

vergleichsweise früh hinterfragt, auf »Determi-
nanten der westdeutschen Restauration« nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs hingewiesen und 
die erdrückende personelle Kontinuität zum Nazi-
regime in nahezu allen Abteilungen des Staatsap-
parats aufgedeckt, doch bei offiziellen Feierstun-
den dürfen solche unschönen Befunde die Laune 
nicht trüben. Die Festtagsredner beschwören die 
Erfolgsstory BRD mit Wirtschaftswunder und 
»Westernisierung«, mit »Freiheit statt Sozialis-
mus« und warnen neuerdings verstärkt vor den 
Gefährdern der Demokratie. 

 Bei einem Festakt »100 Jahre Weimarer 
Reichsverfassung« am 6. Februar drückte Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier sein Er-
staunen darüber aus, dass die deutsche Trikolore 
»heute am auffälligsten ausgerechnet von denen 
geschwungen wird, die einen neuen nationalisti-
schen Hass entfachen wollen«. Absurd findet er 
das, denn »Schwarz-Rot-Gold, das sind unsere 
Farben! Sie sind das Wahrzeichen unserer De-
mokratie! Überlassen wir sie niemals den Ver-
ächtern der Freiheit!« Wer so redet, glaubt oder 
will zumindest Glauben machen, der angedeutete 
Feind sei plötzlich und wie ein Fremdling über 

die freiheitlich-demokratische Gemeinde gekom-
men, die nunmehr fester zusammenrücken soll. 
Daran stimmt weder das eine noch das andere. 
Doch zuzugeben, dass da nichts unvermittelt und 
unerwartet und schon gar nicht von außen dräut, 
erforderte, sich kritisch mit Einrichtung, Historie 
und Politik dieses Staates zu beschäftigen, was 
sich Steinmeier als dessen oberster Repräsentant 
allerdings versagen muss. 

 Dann nämlich ließe sich auch herausfinden, 
dass die ideologische, organisatorische und pu-
blizistische Strömung, die da unter dem Namen 
»Neue Rechte« firmiert und die dem »neuen 
natio nalistischen Hass« die theoretische Begrün-
dung liefert, alles andere als »neu« ist und deren 
Standpunkte auch immer wieder mal in Politik 
und Programmatik der Unionsparteien einflos-
sen. Von der so fesch und fresh daherkommenden 
»Identitären Bewegung«, die im Sommer 2017 
mit ihrer Aktion »Defend Europe« sicherstellen 
wollte, dass Flüchtlinge im Mittelmeer ertrinken, 
lässt sich ein Bogen spannen, der zurück zu den 
von der Schwerindustrie ausgehaltenen Protago-
nisten einer »Konservativen Revolution« der Wei-
marer Zeit reicht. 

 Unter diesem Sammelbegriff für die verschie-
denen dezidiert antiliberalen, antidemokratischen 
und antiegalitären Strömungen jener Tage wollte 
der eigentliche Hausgott der »Neuen Rechten«, 
der Schweizer Publizist Armin Mohler, eine eige-
ne Denkschule konstruieren. Mohler war zeitwei-
lig Berater und Redenschreiber für Franz Josef 
Strauß und regelmäßiger Autor im CSU-eigenen 
Parteiblatt  Bayernkurier.  1965 vermittelte er seinen 
Schüler Marcel Hepp als persönlichen Referenten 
an den CSU-Vorsitzenden, den er von den Vor-
zügen eines »deutschen Gaullismus«, verstanden 
als Abkehr vom US-amerikanischen Seniorpartner 
mit eigener Force de Frappe (Atomstreitmacht), zu 
überzeugen suchte, was allein die politische Groß-
wetterlage des Kalten Krieges verhinderte. Caspar 
von Schrenck-Notzing, einem weiteren Zögling, 
half er bei der Gründung der Zeitschrift  Criticón, 
 die zum Sprachrohr rechter Intellektueller geriet 
und für die Alexander Gauland, da noch Teil des 
stramm rechten Stahlhelm-Flügels der hessischen 
CDU, seine Beiträge ablieferte. 

 Die öde und dumme Litanei vom »Volkstod« 
durch Einwanderung, ohne die keine der gegenwär-
tigen neurechten Postillen auskommen kann und 

die nicht rassistisch sein soll, erklang in gleicher 
Wortwahl schon, als Gauland für  Criticón  die Feder 
führte. In einem »Heidelberger Manifest« mehrerer 
Hochschulprofessoren vom 17. Juni 1981 hieß es 
beispielsweise: »Mit großer Sorge beobachten wir 
die Unterwanderung des deutschen Volkes durch 
Zuzug von vielen Millionen von Ausländern …« 

 Das war zugleich während der Hochphase der 
Friedensbewegung, an die auch eine »nationalre-
volutionäre« Strömung Anschluss suchte, die vor 
der Auslöschung des deutschen Volkes durch Ver-
schulden der Supermächte warnte. Es gab tatsäch-
lich einige bürgerliche Demokraten und Linke, 
die sich damals von solcher Demagogie täuschen 
ließen. Auch das ist also nicht wirklich neu. 

 Neu ist allenfalls die momentane Stärke der 
»Neuen Rechten« oder zumindest deren medi-
ale Beachtung. Ihre Eingemeindung ist in vol-
lem Gange, ihre Akzeptanz könnte sich, weiterer 
wahrscheinlicher Krisen eingedenk, erhöhen, ihre 
Positionen könnten irgendwann womöglich auch 
strategische Interessen bedienen, so wie sich einst 
die Schwerindustrie etwas von der »Konservati-
ven Revolu tion« versprach. Steinmeier dürfte dann 
nicht mehr Bundespräsident sein.   

Im Westen nichts Neues
Die Strömung der »Neuen Rechten« ist Jahrzehnte alt. Ihre Vorläufer finden sich in 
der Weimarer Republik, in der BRD wirken sie schon seit längerem . Von   Daniel Bratanovic 

BJOERN KIETZMANN
Scheint die Sonne auch für Nazis? Festival der »Identitären Bewegung« im August 2018 in Dresden

Neue Rechte
n Seite 2: Ehrenmann. Die AfD will den Nationalbolschewisten Ernst Niekisch rehabilitieren. Von Volkmar Wölk 
n Seite 4: Rechtsdruck. Die wichtigsten Gazetten, Postillen und Journale der »Neuen Rechten« im Überblick 
n Seite 6: Vereinnahmung. Der Sammelband »Marx von rechts«. Eine Rezension 
n Seite 7: Einflüsterer. Das Institut für Staatspolitik hat Anhänger im  Bundestag. Von Gerd Wiegel. 
n Seite 8: Lasche Liberale. Die Ohnmacht der Kultureliten ob des Aufstiegs der Rechten. Von Jakob Hayner
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n Anzeigen in Beilagen

Fragt man unsere Leserinnen und Leser, was sie am meisten an ihrer Tageszeitung schätzen, rangieren 
die jW-Themenbeilagen ganz vorn. Im Schnitt zweimal im Monat ergänzt die junge Welt ihre Tages-
ausgabe mit diesem Extra von acht bis 24 Seiten. Hier beleuchtet die jW-Redaktion jeweils ein Thema 
ausgiebig in Reportagen, Hintergrundberichten und Analysen, Interviews und Rezensionen. Für Ihre 
Werbung bieten die jW-Beilagen unschätzbare Vorteile. Anzeigen in Beilagen wirken …

… länger.
Sie sind deutlich langlebiger als reguläre Tagesausgaben und werden häufiger zur Hand genommen. 

… und länger.
Jede Beilage wird in einer zusätzlichen Auflage von mehreren tausend Exemplaren gedruckt und bei 
Messeständen und Freiverteilaktionen Interessierten als Werbematerial in die Hand gegeben.

… zielgenauer.
In jW-Beilagen werden klar abgesteckte Themengebiete bearbeitet. Hier werben Sie in einem optimalen 
redaktionellen Umfeld.

… mehr.
Neben unseren Vollabonnenten und Kioskkäufern beziehen auch die Mittwoch/Samstag-Abonnenten die 
Beilagen.

… und mehr. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen aus dem Vertrieb bewerben die Themenbeilagen gezielt beim Einzel-
handel. Das Ergebnis sind erfreulich gesteigerte Verkaufszahlen am Kiosk.

Über Erscheinungstermine und Themen informiert Sie unser aktueller Beilagenplan, den wir Ihnen gerne zukommen lassen.  
Alternativ finden Sie ihn auch im Netz unter www.jungewelt.de/werbung.

Immer auf den Punkt: Die jW-Beilagen

GEWERKSCHAFTEN

K
eine Frage, es stand schon mal 
besser um die Gewerkschaftsbe-
wegung. Abwehrkämpfe, Kunge-
leien der Spitzen mit dem Kapital 
und die Ideolo gie der »Sozial-

partnerschaft« prägen oftmals deren Praxis  – 
nicht nur hierzulande. Es gibt aber auch noch 
bemerkenswerte, weil konsequent geführte Ar-
beitskämpfe und grundsätzliche Auseinander-
setzungen, etwa um die öffentliche Daseinsvor-
sorge.

Die gewerkschaftlichen Kämpfe gilt es zu 
stärken und auszuweiten. Auch Verteilungs-
konflikte sind Auseinandersetzungen zwischen 
den Klassen. Jede Lohnerhöhung schmälert die 
Profite, jeder erfolgreiche Kampf gegen eine 
Werkschließung ist ein Schlag ins Gesicht der 
Kapitalisten. In nichtrevolutionären Zeiten  – 
wie im Moment  – hilft nur harte, mühsame 
gewerkschaftliche Kleinarbeit.

Die vorliegende Beilage richtet sich deshalb 
an alle, die an der gewerkschaftlichen Basis, 
in den Betrieben und darüber hinaus bereits 
aktiv sind oder dies werden möchten. Sie ist 
ein Angebot an Gewerkschafter, Lohnabhängige 
und linke Aktivisten. Sie stellt den Versuch dar, 
einen Überblick zu schaffen über den Zustand 
der Gewerkschaftsbewegung in verschiedenen 
Ländern und bemerkenswerte Arbeitskämpfe 
auch in der BRD.

Einer dieser exemplarischen Konflikte ist 
die Auseinandersetzung beim Autozulieferer 
Halberg-Guss. Diesen Kampf um Arbeitsplätze 
und gegen einen als »Investor« bezeichneten 
Plattmacherkonzern der besonderen Art zeich-
net Susan Bonath nach. Susanne Knütter bilan-
ziert die Streikbewegung für Entlastung und 
mehr Personal in den Krankenhäusern. Auch 
diese ist beispielhaft, berührt sie doch das Ge-
sundheitssystem als Ganzes. Zudem gibt es ei-

nen kurzen kritischen Rückblick auf die großen 
Tarifrunden des Jahres, wo – zumindest in der 
Metallindustrie – auch die Arbeitszeitfrage ein 
kleines Comeback erlebte.

Auf die Notwendigkeit international geführ-
ter Arbeitskämpfe verweisen die Artikel zu den 
Streiks beim Billigflieger Ryanair und dem On-
lineriesen Amazon. Über die transnationale Ver-
netzung der Beschäftigten des Versandhändlers 
berichtet Gudrun Giese. In beiden Fällen provo-
zieren die alltäglichen Zumutungen des Kapitalis-
mus Widerstand. Die Beschäftigten sind in Bewe-
gung geraten – über Berufs- und Ländergrenzen 
hinweg.

In den internationalen Beiträgen geht es um 
den Zustand der jeweiligen Gewerkschaftsbewe-
gung. Martina Zaninelli berichtet darüber, wie 
der Bruch zwischen den großen Dachverbänden 
in Italien neoliberale »Reformen« begünstigt. In 
Südafrika habe die Spaltung der Arbeiterorgani-

sationen hingegen einen produktiven Wettbewerb 
zwischen den Verbänden zugunsten der Lohnab-
hängigen bewirkt, schreibt Christian Selz. Dass 
die Basis oftmals schon wesentlich weiter ist als 
die Führung, zeigen die Beiträge von Christian 
Bunke aus Großbritannien und von Stephan Kim-
merle aus den USA. Während die Gewerkschafts-
spitzen in beiden Staaten mit den Herrschenden 
liebäugeln und somit ihre eigenen Organisatio-
nen schwächen, organisieren sich insbesondere 
jüngere und prekär Beschäftigte selbst und kämp-
fen für bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen.

Abgerundet wird die Beilage mit einem his-
torischen Rückblick auf eine verpasste Chance. 
Susanne Knütter schildert dabei den letztlich 
erfolglosen Kampf der IG Metall für die Einfüh-
rung der 35-Stunden-Woche in der ostdeutschen 
Metallindustrie, der nicht zuletzt an den west-
deutschen »Betriebsratsfürsten« und der Unei-
nigkeit der Metaller in Ost und West scheiterte.

Klassenkampf von unten
Kapitalismus provoziert Widerstand. Ein Blick auf aktuelle gewerkschaftliche Aktivitäten lohnt. Von Stefan Thiel

DANIEL BOCKWOLDT/DPA
Licht am Ende des Tunnels? Eine streitlustige Gewerkschaftsbasis könnte dafür sorgen (Streikdemo im Hamburger Elbtunnel, 24. Januar)

Gewerkschaften
n Seite 2: Plattmacher loswerden. Der monatelange Streik bei Halberg-Guss n Seite 5: Grenzüberschreitend. 
Ryanair-Beschäftigte streiken europaweit gemeinsam n Seite 9: Schädliche Spaltung. Gewerkschaftliche Uneinigkeit 
in Italien nützt dem Kapital n Seite 10: Produktiver Bruch. Hilfreiche Gewerkschaftskonkurrenz in Südafrika  
n Seite 12: Historische Niederlage. Vor 15 Jahren scheiterte der Kampf um die 35-Stunden-Woche in Ostdeutschland
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D
as wäre ja die Frage, ob das nun der 
genau richtige Zeitpunkt für »Hei-
ligenlegenden« ist, wo sich die ka-
tholische Kirche durch tausendfa-
che Sexualgewalt wider Schutzbe-

fohlene in die Defensive molestiert hat, ob also mit 
der schlecht bzw. natürlich glänzend verhohlenen 
Mitteilung, bei der Catholica handele es sich um 
ein ab ovo unseriöses Unternehmen und schlechten 
Witz, nicht eine offene Kirchentür eingerannt wird. 
Falls nicht gleichzeitig Gott, der Herr, in seine an-
gestammten Rechte eingesetzt wird; so dass, wo die 
Firma schon scheitert, der Chef doch überraschend 
gut aus der Nummer herauskommt.

Henscheids Publikum weiß, dass der Autor 
(und ehemalige Messdiener) zum Katholizismus 
eine ambivalente Haltung pflegt: Einerseits lässt 
der stramme Agnostiker im Roman »Die Mätresse 
des Bischofs« bündig vom »gesamtkatholischen 
Unfug« die Rede sein und nennt in den »Sudel-
blättern« – freilich unter der Jean Paulschen Vor-
aussetzung, dass Satire in der Feder und nicht im 

Herzen wohne – den »Herrn Jesus« einen »Esel«. 
Andererseits hat derselbe Agnostiker, noch weit 
vor dem »gotteskundlichen Roman« »Aus der 
Kümmerniß« (2012), eine »Marien-Trilogie« ver-
fasst, deren erster Teil dieselbe »Mätresse« ist, 
die den Schlussstein der »Trilogie des laufenden 
Schwachsinns« bildet. Diese Verschränkung er-
klärt es schon: Der Katholizismus wird zwar nicht 
(und wie denn bitte auch) ernstgenommen, wohl 
aber als Ästhetisches ästimiert, als romantische 
Quelle von »Witz und Wunder« (Mätresse). Die 
Überzeugung Schopenhauers und Nietzsches, 
dass das Leben bloß aus ästhetischem Blickwin-
kel auszuhalten sei, ist ja letztlich die einzige, die 
den Geistesmenschen angesichts der bekannt »ab-
ortschüsselhaften Weltverhältnisse« (Ror Wolf, 
Raoul Tranchirer) bei der Stange hält; weshalb in 
»Aus dem Leben der Heiligen. Neue Legenden« 
der Satz schimmern darf, es sei »gefährlich zu 
glauben, dass unser Herr Jesus Christlein nur Gott 
sei, ohne zugleich auch Mensch zu sein und schon 
früher mal, um Christi Geburt herum, gewesen zu 

sein, ehe er wieder es wird«. Und wer das nichts 
als lustig findet, der lese genau und stelle fest: 
Haargenau so verhält es sich ja mit dem »Chris-
tentume (benannt nach Christus d. Ä.)«. (Und ein 
1a höherer Zufall dann, dass dem Rezensenten 
eine zeitgenössisch christliche Broschüre in die 
Hand gefallen ist: »Liebe Freunde, wir leben in 
einer bewegten Zeit: Flüchtlingskrise, Handels-
streit, Rechtspopulismus, nationale Abschottung 
statt gemeinsames Handeln […] Die gute Nach-
richt ist: In all diesen Turbulenzen baut Gott sein 
Reich mitten in dieser Welt, und wir dürfen daran 
teilhaben und mitwirken.« Obszöner Schwach-
sinn, aber ästhetisch überzeugend, und der Erzäh-
ler der »Mätresse« hat es schon gewusst: »Wenn 
alle geläufigen Unsinns- und Unfugsressourcen 
ausgenuckelt sind, dann kommt auch Gott wieder 
zu seinem angestammt strahlenden Recht.«)

Das Postskriptum zu den »Legenden« zitiert 
aus Musils »Mann ohne Eigenschaften«: »… dass 
die Welt viel zu wahnfrei sei«. Als bekanntlich 
voll entzauberte; doch da, wo einstmals Wunder 

war, stellt heute Witz sich blendend ein: »Oftmals 
beizeiten wunden Gemüts befliss sich die selige 
Barbara II. in ihrer Eigenschaft als gottselige Non-
ne auch fernerhin mit auffallender oder vielmehr 
aufmerksamer Sorgfalt der allg. und treulichsten 
Gottesliebe. Bei den Klarissinnen in Trient aber 
genoss sie – das ist bewiesen! – ihre Erziehung 
und göttliche Zuwendung. Dort auch wurden ihr 
die Wundmale Jesu’ zum dauerhaften Geschenk 
zwecks weiterer Verbreitung und Vergütung oder 
halt vielmehr Verdemüthigung gemacht, um hier 
in diesem Jammerthale einigermaßen zuverlässig 
zu bestehen. (…) O erwäge auch du die sehnsüch-
tigste Liebe Jesu’ (auch Jesusens vulgo: Christu-
sens), mit der ihn in deinem Herzen zu wohnen 
verlangt u. begehrt, um dessen Wohlgeruch zu 
nähren und dann auch zu mehren!« Die Erlösung 
wohnt aber in diesem wundersamen Quatsch, 
falls es denn einer ist, und wenn es einer ist, dann 
ist nicht Gott sein Ziel und Opfer, sondern die 

Pfreppft
Gott vermag alles: In seinen neuen Heiligenlegenden weist Eckhard Henscheid auf das Göttliche der Kunst.  
Von Stefan Gärtner
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I
n weiten Gebieten Nord- und Ostdeutsch-
lands hat es seit April nicht mehr gereg-
net, so mancher Landwirt hat vertrocknetes 
Korn längst untergepflügt. Die Prognose für 
die erwartete Gesamtmenge an Getreide in 

Deutschland hat der Deutsche Bauernverband am 
1.  August noch einmal auf 36 Millionen Tonnen 
nach unten korrigiert. Das wären fast zehn Mil-
lionen Tonnen bzw. 21 Prozent weniger als im 
vergangenen Jahr. Auch die für die Versorgung der 
Tiere vorgesehenen Kulturen haben zuwenig Ertrag 
gebracht, so dass es in einigen Betrieben wegen des 
Futtermangels bereits zu Notschlachtungen kam. 
Für Tierhalter will Bundeslandwirtschaftsminis-
terin Julia Klöckner deshalb schnelle Nothilfen 
organisieren.

In dieser Situation wird durchaus nicht nur vom 
Bauernverband, sondern auch von Umweltorgani-
sationen und Ökolandbauverbänden schnelle und 
unbürokratische Unterstützung verlangt, um eine 
weitere Beschleunigung des Höfesterbens zu ver-
hindern.

Zugleich haben das Bundesumweltministerium 
und andere Institutionen die Bauern im Zusammen-

hang mit der Dürre aufgefordert, sich besser an den 
Klimawandel anzupassen. Sie sollten hitzeresisten-
tere Pflanzen anbauen, vielfältigere Fruchtfolgen 
schaffen, hieß es. Die Landwirtschaft ist seit lan-
gem Daueradressat zahlloser Forderungen: Mehr 
Umwelt-, Tier-, Ressourcenschutz, weniger Pestizi-
de, mehr Hecken, Blühstreifen für die Bienen – die 
Liste ließe sich endlos fortsetzen. Dass die Branche 
diejenige ist, die in der Kette von Lebensmittel-
erzeugung, -verarbeitung und -vermarktung öko-
nomisch wie keine andere unter Druck steht, wird 
dabei selten bedacht. Es interessiert nur wenige 
Menschen ernsthaft, unter welchen Bedingungen 
Landwirte im Zeitalter globalisierter Märkte und 
entsprechender Dauerniedrigpreise produzieren 
müssen. 

Eine Ausnahme im Forderungs- und Anprange-
rungswettbewerb bildet ein Museum im Branden-
burgischen, 70 Kilometer nordöstlich von Berlin. 
Vielleicht liegt es daran, dass das frühere Freilicht- 
und heutige Oderbruchmuseum Altranft vor drei 
Jahren schon mal selbst fast vor dem Aus stand. Der 
zuständige Landkreis wollte es schließen. Dass es 
heute noch existiert, ist dem Engagement all jener 

zu verdanken, die damals einen Trägerverein grün-
deten, um es weiterführen zu können. 

Das Altranfter »Jahresthema« ist 2018 die Land-
wirtschaft. Am 1. Juli wurden gleich drei neue Aus-
stellungen dazu eröffnet, und für den Jahreswechsel 
ist eine Buchveröffentlichung geplant. Für diese 
und für die Exposition im Schloss haben Museums-
leute knapp 30 Betriebe der Region besucht, lange 
Gespräche mit deren Leitern bzw. mit Bäuerinnen 
und Bauern geführt. Jede Betriebs- und Wirtschafts-
form wurde dabei berücksichtigt: von der großen 
Agrar-GmbH oder -Genossenschaft bis zum Öko-
hof, vom Verein der solidarischen Landwirtschaft 
über den »Hähnchenbaron« bis zur 20.000-Hektar-
Firma. Bemerkenswert: Das Team um die Kultur-
wissenschaftler Kenneth Anders und Lars Fischer 
war bereit, unvoreingenommen zuzuhören. »Die 
etablierten Begriffe ersticken das Fragen«, sagte 
Anders bei der Vernissage. Alles scheine mit Be-
zeichnungen wie »industriell, konventionell, öko-
logisch, Massentierhaltung und Pestizid« geklärt 
zu sein. Vor der Wirklichkeit versagten solche Zu-
schreibungen.

Eine der drei Ausstellungen hat Michael Fehr ge-

staltet. Unter dem Motto »Lob des Bauern« befasst 
er sich mit den Energieflüssen in verschiedenen Be-
triebsformen einerseits und mit der Flut an Daten, 
die in Agrarunternehmen jeder Größe bearbeitet 
und berücksichtigt werden müssen, andererseits. 
Der emeritierte Professor für Kunstgeschichte hat 
sich dabei tief in die Materie hineingegraben. Sein 
Mittel sind große Schaubilder und kleine figürliche 
Darstellungen. Mit einer gewaltigen Kons truktion, 
die an die Schaltzen trale eines Kraftwerks erinnert – 
eine Tischplatte und eine riesige Schauwand voller 
Namen und Beschreibungen von Gesetzen, Ver-
ordnungen, Förderrichtlinien etc., links und rechts 
gesäumt von Regalen voller Aktenordner und Fach-
bücher, wird demonstriert, wie sehr die Anforderun-
gen an den Berufsstand gestiegen sind.

Bleibt zu hoffen, dass sich auch jenseits dieser 
Kultureinrichtung ein anderer Umgang mit Land-
wirten etabliert, die in der Regel ein ganz eigenes, 
sowohl fachliches als auch ökonomisches Interesse 
an nachhaltigem Wirtschaften haben. Ausgebremst 
werden sie dabei von einer Politik, die sich an den 
Interessen der exportorientierten Verarbeitungsin-
dustrie und des Handelsoligopols orientiert. 

Maisernte in Neubarnim in Ostbrandenburg. Die Fotos dieser Beilage stammen von Ulrich Seifert-Stühr. Sie sind Teil des aktuellen Ausstellungs- und Buchprojektes des Oderbruchmuseums Altranft 
im ostbrandenburgischen Landkreis Märkisch-Oderland zum Thema Landwirtschaft. Seifert ist Vorstandsmitglied im Museumsverein Altranft e. V. Weitere Informationen: museum-altranft.de
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Deutsche Waffen für Öl
Berlin rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und entsorgt 

Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshil-

fe einen Großverband von 

4 000 kurdischen Peschmerga-Sol-

daten im Nordirak ausstatten. Stra-

tegisches Ziel sei es, daß die Streit-

kräfte der Autonomieregion deren 

Territorium gegen die Angriffe des 

»Islamischen Staates« (IS) halten 

und begrenzt auch verlorenes Gebiet 

zurückerobern können, erklärte Ver-

teidigungsministerin Ursula von der 

Leyen. Sieht man sich die Zusam-

mensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor 

allem die Gunst des über riesige Öl- 

und Gasreserven gebietenden kur-

dischen Präsidenten Masud Barsani 

erhalten, ohne andererseits dessen 

Bestrebungen zur Ausrufung eines 

unabhängigen Kurdenstaates durch 

die Lieferung von schweren Waffen 

zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der Re-

gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur 

Niederschlagung sozialer Proteste 

zum Einsatz kommen. Die Peschmer-

ga, bei denen es sich um Parteitrup-

pen der großen Regierungsparteien 

KDP und PUK handelt, eröffneten 

in den letzten Jahren mehrfach das 

Feuer auf Oppositionskundgebungen 

und töteten dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 

Abschußsysteme mit 500 Milan-Pan-

zerabwehrraketen, die die deutsche 

Regierung schicken will. Bei einem 

nicht unerheblichen Teil dieser ab 

den 70er Jahren von der Bundeswehr 

beschafften Raketen droht nach Infor-

mationen der »Tagesschau« jedoch in 

absehbarer Zeit die Haltbarkeit aus-

zulaufen. So löst die Bundeswehr ein 

kostspieliges Entsorgungsproblem 

und schafft Platz für moderne Syste-

me. »Wir gehen davon aus, daß der 

Bundeswehr alles mittelfristig ersetzt 

wird«, sagte ein Sprecher des Ver-

teidigungsministeriums über die 70 

Millionen Euro teure Rüstungshilfe 

an Erbil.
Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, 

daß solches Gerät – wie beim kampf-

losen Rückzug der irakischen Armee 

aus Mossul oder der Peschmerga aus 

der Grenzstadt Rabia – in die Hän-

de des IS geraten könnte. »Hinter 

der Aufteilung auf mehrere Tranchen 

steht die Sorge, die Waffen könnten 

andernfalls an Kämpfer der Arbeiter-

partei Kurdistans (PKK) weitergege-

ben werden«, erfuhr die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung aus Regierungs-

kreisen.
Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbün-

deten Volksverteidigungseinheiten 

YPG aus dem kurdischen Selbstver-

waltungsgebiet in Syrien, die dort be-

reits seit über zwei Jahren erfolgreich 

gegen die Dschihadisten kämpfen 

und im Irak Zehntausende Jesiden vor 

dem IS retteten, sollen nach dem Wil-

len der Bundesregierung leer ausge-

hen. PKK-Chef Cemil Bayik kritisier-

te diese Entscheidung gegenüber der 

FAZ: Berlin müsse sich bei den Lie-

ferungen davon leiten lassen, welche 

Organisation »am erbittertsten und 

erfolgreichsten kämpft«, forderte er. 

»IS« mit Raketen aus der BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste runter

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien ver-

langten islamistische Rebellen der 

Al-Nusra-Front von den Vereinten  

Nationen (UN), von der Terrorliste 

gestrichen zu werden. Diese und 

weitere Forderungen hätten die Is-

lamisten als Bedingung für die Frei-

lassung von 44 fidschianischen Blau-

helmsoldaten gestellt, sagte Armee-

sprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

MOSKAU. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

KÖLN/RÜTHEN. Die Auseinander-

setzung um den privaten Anbau 

von Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)

Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem KonzernenAbzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern AutonomieLinke schulen
Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
7
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 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)

9

Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung in 

Deutschland, um auf die Politik Ein-

fluß zu nehmen. So gründete das Un-

ternehmen das Humboldt-Institut 

für Internet und Gesellschaft. 
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Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem KonzernenAbzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern AutonomieLinke schulen
Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
7

3

 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)
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Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung 

in Deutschland, um auf die 

Politik Einfluß zu nehmen. So 

gründete das Unternehmen 

das Humboldt-Institut für In-

ternet und Gesellschaft. Von 

Thomas Wagner  Seiten 10/11
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 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
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 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)

u Siehe Seite 7

Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)
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nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müs-

sen Möglichkeit bekommen, 

legal in die BRD einzureisen. 
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Ihr Beileger

Ihr Prospekt 

M
ittags um zwei, es klopft an einer Berliner Tür. Eine Stimme 

ruft: »Nein, passt grade gar nicht, nein!« Martin Schulz tritt 

trotzdem ein, auf einem Tablett trägt er das Heil herein. 

»Also wenn Se schon dasind, stellen Se’s ab, dahinten am Tisch. Äh, 

wie ist denn Ihr Heil so? Mehr so praktisch? Sind wohl Heil-Praktiker, 

Sie Schlingel? Schuldigung. Sozialdemokrat sind Se? Schön is’ 

anders, aber ist ja heutzutage kein Makel mehr. Ist doch 

eigentlich auch egal, wer den Müll wegmacht. Ebert, 

Noske, Schmidt, Schröder ... Und Sie sind ja auch immer 

deutlich günstiger als die Konkurrenz. Gutes Konzept 

übrigens, sehr gutes Konzept.

Also ich kauf’ Ihnen Ihr Heil ab. Erst mal so’n 

Viertelpfund, und wenn sich das entwickelt, 

dann wird das ’ne große Sache. Sie hätten 

nicht zufällig ein Probierhäppchen dabei ...? 

Nein? Schade, aber Sie können das Zeug 

ja auch nicht immer mit sich rum-

schleppen, wird ja nicht besser 

davon. Also machen Se’s gut, 

immer schön am Schulz der 

Zeit bleiben, dann werden 

die Leute noch  Heil... and 

zu Ihnen sagen. Und 

nehmen Sie Ihr 

 bisschen Bart mit!«

Der falsche 
Karl Marx

WWW.JUNGEWELT.DE

Streik und Barrikaden  

in Brasilien

Brasilia. In Brasilien sind am Frei-

tag Zehntausende Menschen einem 

Aufruf von neun Gewerkschaftsver-

bänden zum Generalstreik gegen 

die Wirtschafts- und Sozialpolitik 

von Staatschef Michel Temer ge-

folgt. Dieser war im vergangenen 

Jahr durch einen institutionellen 

Staatsstreich gegen die demokra-

tisch gewählte Präsidentin Dilma 

Rousseff in das Amt gekommen 

und hatte umgehend begonnen, die 

unter der Regierung der Arbeiter-

partei (PT) eingeführten Sozialpro-

gramme rückgängig zu machen.

Sprecher des Gewerkschaftsbun-

des CUT kündigten im Vorfeld den 

möglicherweise größten General-

streik in der Geschichte Brasiliens 

an. In zahlreichen Großstädten stand 

der öffentliche Nahverkehr still. Al-

ternativmedien verbreiteten ab den 

frühen Morgenstunden Aufnahmen 

von Barrikaden, mit denen Streiken-

de den normalen Verkehr blockier-

ten.  
(jW)

Proteste auf  

Bayer-Hauptversammlung

Bonn. Die Hauptversammlung des 

Pharma- und Chemiekonzerns Bayer 

startete am Freitag turbulent. Keine 

fünf Minuten sprach Vorstandschef 

Werner Baumann vor den Aktionä-

ren, als er das erste Mal von laut-

starken Protestrufen unterbrochen 

wurde. Mit »Stopp Bayer/Monsan-

to« schnitten Gegner der geplanten 

Übernahme des US-Saatgutriesen 

Monsanto Baumann das Wort ab. 

Aufsichtsratschef Werner Wenning 

bat um einen Austausch, »wie es auf 

einer deutschen Hauptversammlung 

üblich ist«. Keine zehn Minuten spä-

ter kam es zum nächsten Zwischen-

fall. »Ihr vergiftet unsere Äcker«, 

riefen Übernahmegegner. 

  
(Reuters/AFP/jW)
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Endlich demaskiert! Ein Dramolett. 

Von Wiglaf Droste

wird herausgegeben von  

2.041 Genossinnen und  

Genossen (Stand 28.4.2017)

n www.jungewelt.de/lpg

»Wir sollten uns die primäre 

Versorgung abgucken«
Gespräch. Mit Franco Cavalli Über die Auswirkungen der US-Blockade auf das 

kubanische Gesundheitssystem und Krebs als »Krankheit der Armen«

Patienten bei einem Ge-

burtstagsständchen für den 

 Revolutionär Fidel Castro 

(Havanna, 13. August 2012)

I
m Jahr 1992 gründeten engagierte 

Schweizer Ärzte den Verein Medicuba 

Suisse. Einige Jahre später entstand 

Medicuba Europa, dessen Präsident 

Sie sind. Welche Ziele verfolgen die 

Vereine?

Als Kubas Gesundheitssystem nach dem Unter-

gang der Sowjetunion und der sozialistischen 

Länder Osteuropas in Gefahr geriet, haben wir 

Medicuba Suisse gegründet. Wie in Betrieben 

und auf dem Land standen auch in Kubas Kran-

kenhäusern viele Maschinen still. Es gab kein 

Material und keine Ersatzteile für medizinische 

Geräte, es fehlte an Medikamenten und Hilfsmit-

teln. In dieser Situation wollten wir Kuba bei der 

medizinischen Versorgung seiner Bevölkerung 

helfen. Wenig später gründeten wir deshalb auch 

Medicuba Europa. Diese Organisation besteht 

aus 13 Vereinen, von denen die meisten, so etwa 

in Luxemburg, Schweden, Irland, Frankreich, 

Italien und der Schweiz, auf nationaler Ebene 

agieren. Daneben gibt es örtliche Gruppen wie 

die Humanitäre Cubahilfe in Bochum, die in der 

Bundesrepublik aber auch nationale Bedeutung 

hat. In den vergangenen 20 Jahren konnte Medi-

cuba Europa Projekte mit einem Volumen von 

rund zehn Millionen Euro fördern. Wir verfol-

gen zwei Hauptziele. Auf der einen Seite wollen 

wir dem kubanischen Gesundheitssystem bei der 

Arbeit im eigenen Land helfen. Auf der anderen 

Seite unterstützen wir Kuba bei seiner inter-

nationalen Tätigkeit. Das medizinische System 

Kubas hat eine große Bedeutung für die gesamte 

sogenannte dritte Welt. Wenn man irgendwo im 

Urwald auf einen Arzt trifft, ist das mit Sicherheit 

ein Kubaner oder jemand, der in dem Inselstaat 

ausgebildet worden ist.

Kubas Gesundheitssystem gilt doch als gut. 

Warum sind Ihre Projekte trotzdem not-

wendig?

Natürlich ist das ein sehr gutes Gesundheitssy-

stem. Die Weltgesundheitsorganisation hat es zum 

Vorbild erklärt und empfohlen, dass alle Länder 

des Südens ihr Gesundheitssystem so strukturie-

ren. Doch durch die Wirtschaftsblockade der USA 

und das Verschwinden der sozialistischen Länder 

im Osten Europas kam Kuba in den 1990er Jahren 

in Schwierigkeiten. Fehlt in der Gesundheitsstruk-

tur zum Beispiel nur ein Instrument oder funktio-

niert die Desinfektionsmaschine nicht, dann hat 

das weitere Folgen, und letztlich kann die ganze 

Kette blockiert werden. Wir haben gesehen, dass 

Kuba ein vorbildliches Gesundheitssystem auf-

gebaut hat, und viele Mediziner wollten nicht, 

dass dieses Modell kaputtgeht. Dazu wäre es aber 

beinahe gekommen, weil das Land nirgendwo 

die notwendigen Instrumente kaufen konnte. Da 

die USA ihre Blockade auch auf Drittländer aus-

n  Drucksachen

Gleicher Lohn für Frauen und Männer!  

Forderungen des Internationalen Arbeiter-

kongresses von 1889 zum 1. Mai

n  Schwarzer Kanal 

Was wirklich droht. Ein Zeit-Redakteur 

macht schon mal vorab die Linke für einen 

Wahlsieg Marine Le Pens verantwortlich

n  Reportage 

Havanna, du Schöne. Eindrücke aus Kubas 

Hauptstadt. Eine Fotoausstellung in der 

jW-Ladengalerie

n  XYZ 

Der Fetisch »Identität«. Vom Korsett zur 

Zwangsjacke: Die neuen alten Techniken 

der Demagogen. Von Helmut Dahmer

faulheit & arbeit Sonnabend/Sonntag/Montag,

29./30. April/1. Mai 2017, Nr. 100

n Fortsetzung auf Seite zwei

Franco Cavalli 

… ist einer der renommiertesten Krebsforscher 

der Schweiz und Präsident von Medicuba Eu-

ropa. Die Organisation trägt seit rund 20 Jahren 

zur Erhaltung und Erneuerung von Gesund-

heitseinrichtungen in Kuba bei. Der Professor 

und ehemalige Chefarzt für Onkologie im Spital 

Bellinzona (Tessin) gehört zum linken Flügel der 

Sozialistischen Partei der Schweiz und war von 

1995 bis 2007 deren Vertreter im Nationalrat

REUTERS/DESMOND BOYLAN
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an Ihrem 

LieblingskioskGutschein
Gegen Vorlage dieses Gutscheins  erhalte ich eine Ausgabe  

(Montag bis Freitag) der jungen Welt. Einzulösen bis: 31. Mai 2017

Auf Konfrontation

Strategischer Umbau der Bundeswehr. 

Ziel: Umfassende Fähigkeit zur 

Kriegführung. Von Jörg Kronauer 

Im Abseits
Trügerische Ruhe bei Volkswagen: Der 

Abgasbetrug und die Folgen für die 

Beschäftigten. Von Stephan Krull

Mit Hoffnung
Die globale Gewerkschaftsbewegung ist 

geschwächt. Doch es gibt Anzei-

chen einer Erneuerung
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Sie haben etwas zu sagen,  
wissen aber nicht, wie? 

Selbstverständlich beraten wir Sie 
gern ausgiebig bei der Plazierung und 
Gestaltung Ihrer Anzeigenwerbung in 
unseren Verlagsprodukten. 

Auch darüber hinaus unterstützen wir 
Sie auf Wunsch bei Ihrer Mediaplanung. 
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Annoncengestaltung bis zur konkreten 
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»Politik des Sterbenlassens«

Ziviler Ungehorsam
 gegen Landraub

M
igrationsforscher und Flüchtlingshelfer kritisieren BRD

 und EU
. D

em
onstration für 

Recht auf Fam
iliennachzug in Berlin . Von   Markus Bernhardt 

A
ktivisten pflanzen in Thüringen A

pfelbäum
e gegen Ausverkauf von Agrarflächen

 B
undesinnenm

inister 
Thom

as 

de M
aizière (CD

U
) w

ill G
e-

flüchteten m
it eingeschränktem

 

Schutzstatus das Recht auf Zusam
m

en-

leben m
it ihrer Fam

ilie über den M
ärz 

2018 hinaus vorenthalten. D
er W

ider-

stand gegen diesen Vorstoß wächst. D
er-

gleichen sei unerträglich, erklärte Katha-

rina M
üller vom

 Flüchtlingsrat Berlin 

am
 Freitag. D

er Schutz von Fam
ilie und 

Ehe sei »eins der höchsten Rechtsgüter 

unserer Verfassung«, erinnerte sie. An-

scheinend solle dies aber nicht für dieje-

nigen gelten, die »um
 ihre Angehörigen 

in Kriegsgebieten bangen«. 

 D
er Fam

iliennachzug zu Flüchtlin-

gen, denen im
 Asylverfahren nur ein 

sogenannter subsidiärer Schutzstatus 

zuerkannt wurde, war im
 M

ärz 2016 m
it 

Verabschiedung des Asylpakets II durch 

den Bundestag für zwei Jahre ausge-

setzt worden. D
anach hatte sich die Ent-

scheidungspraxis des Bundesam
tes für 

M
igration und Flüchtlinge (BAM

F) ge-

ändert. W
ie der Flüchtlingsrat kürzlich 

m
itteilte, erhielten von den syrischen 

Asylsuchenden seit August 2016 »deut-

lich m
ehr als die Hälfte nur den subsi-

diären Schutz statt des Flüchtlingsstatus 

nach der G
enfer Flüchtlingskonventi-

on«. D
ie Betroffenen seien dam

it von 

der Aussetzung des Rechts auf Fam
ili-

ennachzug betroffen. D
ies gelte auch für 

zahlreiche Asylsuchende aus dem
 Irak, 

aus Afghanistan, Eritrea und Som
alia. 

 A
m

 
Freitag 

prozestierten 
rund 

50 M
enschen vor der CD

U-Parteizen-

trale in Berlin gegen die Pläne des In-

nenm
inisters. Gegenüber  jW

  berichtete 

Katharina M
üller, ein Abteilungsleiter 

aus dem
 Haus in der Klingelhöferstra-

ße habe im
 Gespräch m

it Teilnehm
ern 

betont, die Verlängerung der Ausset-

zung des Fam
iliennachzugs werde vom

 

M
inister gefordert. D

ies sei aber kei-

ne Position der CD
U. D

er bayerische 

M
inisterpräsident und CSU-Chef Horst 

Seehofer verlangte am
 M

ittwoch sogar 

eine generelle Abschaffung des Rechts 

auf Fam
iliennachzug für Flüchtlinge m

it 

eingeschränktem
 Schutzstatus. 

 D
em

gegenüber m
ahnte die Bundes-

tagsabgeordnete Ulla Jelpke (D
ie Lin-

ke) am
 Freitag, die Bundesregierung 

m
üsse »endlich wirksam

e M
aßnahm

en 

zur Beschleunigung von Asylverfahren 

ergreifen und die Hindernisse für eine 

erfolgreiche Integration der Flüchtlinge 

abbauen«. D
azu gehöre »in erster Li-

nie« die Rücknahm
e der Aussetzung des 

Fam
iliennachzugs. 

 D
eutliche Kritik am

 Um
gang der 

Bundesregierung m
it Geflüchteten kam

 

auch vom
 Rat für M

igration, einem
 Zu-

sam
m

enschluss von m
ehr als 150 W

is-

senschaftlern. Er stellte am
 Freitag in 

Berlin ein »M
anifest für eine zukunftsfä-

hige M
igrations-, Flüchtlings- und Inte-

grationspolitik« vor. D
arin konstatieren 

die Fachleute, in Europa sei ein wach-

sender Einfluss »eines Abwehrnationa-

lism
us zu beobachten«. Flüchtlinge wür-

den zunehm
end als Bedrohung wahrge-

nom
m

en und dargestellt – nicht nur von 

rechten, sondern auch von »Parteien der 

politischen M
itte«. D

ie Grenzforscherin 

Sabine Hess kritisierte, die EU setze auf 

Abschottung und sei zu einer »Politik 

des Sterbenlassens« zurückgekehrt.     

W
enn ich wüsste, dass m

or-

gen die W
elt unterginge, 

würde ich heute noch ein 

A
pfelbäum

chen pflanzen«, soll M
artin 

Luther gesagt haben. Sie geht zwar 

nicht sofort unter, wenn sich im
m

er 

größere Teile der Erdfläche im
 Besitz 

von im
m

er weniger Personen konzen-

trieren. Aber die schw
indende Verfüg-

barkeit von Land und anderen Ressour-

cen ist ungerecht und trägt zum
indest 

im
 »globalen Süden« zur Verschärfung 

von A
rm

ut und H
unger bei. Auf solche 

Zusam
m

enhänge m
achten am

 Freitag 

Landw
irte und A

ktivisten des Bündnis-

ses »W
ir haben es satt!« nahe Söm

m
er-

da in Thüringen aufm
erksam

. 

 Sie pflanzten am
 Rand eines Flur-

stücks der Südzucker AG
 42 A

pfel-

bäum
e. D

ie etwa 30 Teilnehm
er der 

A
k tion weihten nach dem

 Einpflanzen 

feierlich die »A
llee des Landraubs« ein 

und übergaben sie der G
em

einde Söm
-

m
erda, die rechtm

äßige Eigentüm
erin 

der angrenzenden Flächen sei. D
ie von 

den Bäum
chen gesäum

te »A
llee« hat 

nun eine Breite von elf M
etern. D

ie-

se entspreche dem
 im

 Katasteram
t der 

G
em

einde eingetragenen öffentlichen 

W
eg, der an dieser Stelle sein sollte, so 

die A
ktivisten. Viele solcher W

ege sei-

en in der Vergangenheit zu Ackerland 

gem
acht oder auf eine m

inim
ale Breite 

reduziert worden. D
ies sei »zum

eist 

w
iderrechtlich« und ohne Zahlung von 

Pachtgebühren an die G
em

einden ge-

schehen, so auch in diesem
 Fall. 

 M
it ihrem

 A
kt zivilen Ungehorsam

s 

wollten die D
em

onstranten darauf auf-

m
erksam

 m
achen, dass Unternehm

en 

Bauern im
m

er m
ehr Acker- und W

ei-

deland entziehen. Bei Söm
m

erda hat 

Südzucker im
 vergangenen Jahr insge-

sam
t 2.500 H

ektar für 29 M
illionen 

Euro von der Terra eG
, einer ehem

ali-

gen LPG
, erworben. M

ichael G
rolm

, 

Vorsitzender der A
rbeitsgem

einschaft 

bäuerliche Landw
irtschaft (AbL) M

it-

teldeutschland, sagte, die 42 verblie-

benen A
nteilseigner der Terra hätten 

einen M
illionengew

inn gem
acht, ob-

wohl sie das Land nach 1990 »ext-

rem
 vergünstigt bekom

m
en« hätten. 

G
rolm

 forderte für alle Bundesländer 

Agrarstrukturgesetze, »die garantieren, 

dass nur landw
irtschaftliche Betriebe 

Agrarflächen kaufen können«. Außer-

dem
 m

üssten »A
nteilskäufe und ande-

re Tricks, die außerlandw
irtschaftliche 

Investoren nutzen, um
 an Boden zu 

kom
m

en, verboten werden«. 

 D
as Bündnis verw

ies am
 Freitag 

in einer Presseerklärung auf eine Un-

tersuchung des bundeseigenen Thü-

nen-Instituts, nach dem
 beispielswei-

se im
 Landkreis M

ecklenburgische 

Seenplatte m
ittlerweile 43 Prozent der 

Agrarflächen in der H
and von bran-

chenfrem
den Investoren sind (siehe 

dazu auch  jW
 -Schwerpunkt vom

 14.2.). 

Jochen Fritz, O
rganisator der D

em
ons-

trationen für eine Agrarwende, zu de-

nen seit m
ehreren Jahren im

 Januar 

Zehntausende nach Berlin ström
en, 

w
ies in Söm

m
erda darauf hin, dass die 

Preise für Ackerland sich in den letzten 

zehn Jahren m
ehr als verdoppelt ha-

ben. D
ies sei ein wesentlicher G

rund 

für das H
öfesterben. 

 D
ie Pflanzdem

o war Teil einer »A
k-

tionstour gegen Konzernm
acht, Lan-

draub und Tierfabriken« des Bündnis-

ses von m
ehr als 45 O

rganisationen aus 

Landw
irtschaft und Zivilgesellschaft. 

Zum
 Auftakt hatten A

ktive am
 M

itt-

woch vor der Bayer-Zentrale in Lever-

kusen gegen die geplante Ü
bernahm

e 

des 
U

S-Saatgut- 
und Agrochem

ie-

m
ultis M

onsanto durch den Konzern 

protestiert. A
m

 Sam
stag findet eine 

Abschlussdem
onstration zum

 W
iesen-

hof-Schlachthof in Königs W
usterhau-

sen südlich von Berlin statt. D
ort w

ill 

der größte deutsche G
eflügelverarbei-

ter nach einer Erweiterung seiner Pro-

duktionsanlage künftig 240.000 H
ähn-

chen pro Tag schlachten. 

 

 Jana Frielinghaus 

  D
em

o gegen den W
iesenhof-

Schlachthof in Königs W
usterhausen: 

Sam
stag, 13 U

hr, Bahnhof 

  w
ir-haben-es-satt.de   

   SPD im historischen 

Umfragetief 

   Berlin.  D
ie SPD

 liegt gut zwei 

W
ochen vor der Bundestags-

wahl in U
m

fragen unter ih-

rem
 historisch schlechtesten 

W
ahlergebnis. Befragungen 

für  ARD
  und  ZD

F  sehen die 

Partei bei 21 beziehungsweise 

22 Prozent. Beide W
erte liegen 

unter dem
 Bundestagswahler-

gebnis aus dem
 Jahr 2009, als 

die Sozialdem
okraten 23 Pro-

zent geholt hatten. Laut dem
 

am
 Freitag veröffentlichten 

neuen  ZD
F -Politbarom

eter 

käm
e die SPD

 auf unverändert 

22 Prozent, wenn schon an die-

sem
 Sonntag Bundestagswahl 

wäre. D
ie U

nion büßte einen 

Punkt ein und liegt bei 38 Pro-

zent. D
ie Linke verharrt bei 

9 Prozent, die G
rünen bleiben 

bei 8 Prozent. D
ie FD

P verlor 

einen Prozentpunkt auf 9 Pro-

zent. D
agegen legte die A

fD
 

um
 einen Punkt auf 9 Prozent 

zu.  

(dpa/jW) 

      Prozess gegen 

Terrorverdächtigen 

   Dresden.  W
egen M

itgliedschaft 

in einer terroristischen Verei-

nigung m
uss sich seit Freitag 

ein 25 Jahre alter Syrer vor 

dem
 O

berlandesgericht D
res-

den verantworten. D
er A

nge-

klagte soll vor seiner Flucht 

nach D
eutschland für die 

islam
istische Fatah-A

l-Scham
-

Front gegen Regierungstrup-

pen in seiner H
eim

at gekäm
pft 

haben und an der Entführung 

von Journalisten beteiligt 

gewesen sein. D
er Fall w

ird 

in dem
 H

ochsicherheitssaal 

verhandelt, der bereits für das 

Verfahren gegen die rechtsex-

trem
istische »G

ruppe Freital« 

genutzt w
urde. D

ie A
nklage 

stützt sich ausschließlich auf 

die A
ngaben des M

annes bei 

der Polizei in Sachsen. 

 

(dpa/jW)    

Geflüchtete protestierten am
 Freitag vor der CDU-Bundeszentrale gegen die Forderung des Innenm

inisters, M
enschen m

it 

eingeschränktem
 Schutzstatus auch nach dem

 M
ärz 2018 das Nachholen von Kindern und Ehepartnern zu verw

eigern

FLORIAN BOILLOT

Zitat des Tages

 Jacques Schuster in der  W
elt 

 (Freitagausgabe) über die m
ög-

lichen Varianten beim
 Bundes-

tagsw
ahlergebnis für die Sozial-

dem
okraten 

 Spannend bleibt die 

Frage, wie die SPD
 

verliert.  
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10n Onlinewerbung

Paradox, aber wirkungsvoll – was die Webauftritte der jungen Welt 
angeht, sind wir streng konservativ. Auf jungewelt.de stehen die 
redaktionellen Inhalte, die Lesefreundlichkeit und die sorgfältige Kuratierung 
der angebotenen Texte ganz klar im Mittelpunkt. Bei uns kommen zum 
Beispiel Clickbait-Fotostrecken, »Gewinnspiele« und »Umfragen« ebenso-
wenig in die Tüte wie der »Native-Advertising«-Schwindel, von dem sich die 
Branche derzeit soviel verspricht. Auch animierte Bannerwerbung, Video- und 
Layerads werden Sie in aller Regel bei uns nicht finden können. Ganz schön 
retro, könnte man meinen.

Aber weit gefehlt, denn diese Entscheidung liefert uns – und Ihnen! – 
unschlagbare Vorteile. Nur so können wir Ihnen den Zugang zu einer Leser-
schaft bieten, die ein außerordentliches Vertrauen in »ihre« Zeitung setzt, die 
Werbung als wertvolle Hinweise und im besten Fall sogar als »Empfehlungen 
der Redaktion« wertet. Dieser Vertrauensvorschuss ist ein echtes Pfund für 
Ihre Werbung. 

Nutzen Sie diese reichweitenstarken und zielgenauen Kanäle für Ihr 
Marketing!

Sie wünschen sich mehr Informationen und eine ausführlichere Beratung bei 
der Planung Ihrer Onlinewerbung? Dann freuen wir uns über eine kurze  
E-Mail an verlag@jungewelt.de oder einen Anruf unter 0 30/53 63 55-28.

Das Wichtigste im Mittelpunkt

Ihre  
Werbung

Ihre Werbung



11n Onlinewerbung

BILLBOARD: Das Billboard Top befindet sich im oberen Bereich der Homepage. 
Sie werben hier an der Stelle, an der die meisten Leserinnen und Leser  
mit der Lektüre ihrer Lieblingszeitung im Netz beginnen.  
Mögliche Formate: 700 bis 970 Pixel breit und 90 bis 250 Pixel hoch.

   	 Top 	 50,00 €/TKP* 
	 Content 	 35,00 €/TKP* 
	 Footer	 30,00 €/TKP*

RECTANGLE: Mit dem Rectangle-Banner werben Sie da, wo es zur Sache geht: 
direkt in den redaktionellen Beiträgen der jungen Welt. Dabei ist das Banner 
im oberen bis mittleren Artikelbereich auf der linken Seite plaziert und i. d. R. 
auf drei Seiten von Text umgeben. 

Format:   	 300 × 250 Pixel 40,00 €*

* Der Preis wird für je 1.000 Kontakte bzw. Einblendungen berechnet (Tausender-Kontakt-Preis, TKP).

Ein Berechnungsbeispiel: Für 20.000 Einblendungen eines Billboard-Top-Banners 
berechnen wir 20mal den TKP von 50,00 €, also 1.000 € zzgl. MwSt.

Mindestbuchungsvolumen: 10. 000 Einblendungen

Dateiformate: JPG- oder GIF-Format. Lieferung mindestens drei Tage vor der 
ersten Schaltung an verlag@jungewelt.de

Kosten für Bannergestaltung: 50,00 €

Auf animierte Banner bitten wir im Interesse der Leserinnen und Leser wie 
auch der Werbetreibenden zu verzichten. Lesen Sie dazu bitte auf Seite 10 
nach.

Nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit bzw. nach Erreichen der vereinbarten 
Menge an Einblendungen erhalten Sie von uns per E-Mail einen Bericht über 
die Zahl der Auslieferungen und der Zugriffe auf Ihr Banner.

Formate und Preise

Billboard Top

Rectangle

Billboard Content

Billboard Footer Das Billboard Top befindet sich im 
oberen, das Billboard Content im 
mittleren, das Billboard Footer im 
unteren Bereich der Homepage.
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Bundle-Angebote

n Onlinewerbung

Bundle-Angebote: 

BUNDLE I: BILLBOARD TOP + RECTANGLE 45,00 € *

BUNDLE II: RECTANGLE + BILLBOARD CONTENT 35,00 € *

Mindestbelegung: 40.000 Einblendungen

Diese Paketangebote garantieren Ihnen eine intensive Ansprache Ihrer 
potentiellen Kunden auf der jW-Website. Auf der Homepage und der 
Tagesübersicht werben Sie mit dem Billboard, auf den Artikelseiten mit 
dem Rectangle-Banner.

Durch die mehrfache Ansprache verstärken Sie die Wirksamkeit Ihrer 
Werbung und generieren deutlich mehr Klicks auf Ihre Werbemittel. 

* Der Preis wird für je 1.000 Kontakte bzw. Einblendungen berechnet 
(Tausender-Kontakt-Preis, TKP)

Billboard Top

Rectangle

Billboard Content
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Bundle-Angebote Reichweite & Wirkung – darf’s ein bisschen mehr sein?

n Crossmedia

Mit junge Welt und jungewelt.de haben Sie zwei einzigartige Werbeträger an der 
Hand, die sich gegenseitig wunderbar ergänzen. Nutzen Sie beide Kanäle für Ihre 
Werbung, um gleich dreifachen Effekt zu erzielen:

Reichweitenverlängerung:
Ihre Onlinewerbung auf jungewelt.de erreicht eine zusätzliche Zielgruppe, die wie 
die Printlesenden vor allem aus Interesse an einer kritischen Analyse des aktuellen 
Geschehens die junge Welt nutzt. Schließlich steht die jW in Print und online mit ihren 
klaren und oft auch kontroversen Positionen für einen engagierten und anspruchsvol-
len Journalismus, der Neugierige auf der Suche nach unabhängigen Informationsquel-
len anspricht. Wollen Sie beide Lesergruppen für Ihr Anliegen begeistern?

Vertiefung der Werbewirkung: 
Bei denen, die neben dem Griff zur gedruckten Ausgabe der jW auch das Online-
portal nutzen, lässt sich mit einer kombinierten Ansprache über beide Kanäle die 
Wirkung Ihrer Werbung wesentlich steigern. Unsere Erfahrungen decken sich hier 
mit den Ergebnissen der Werbeforschung: Wenn es gelingt, die Aufmerksamkeit des 
zukünftigen Kunden mehrfach und auf verschiedenen Kanälen zu wecken, steigen 
die Erfolgschancen erheblich. Eine Möglichkeit, die Sie nicht ungenutzt lassen 
sollten! 

Rabattierte Paketpreise: 
Buchen Sie Ihre Werbung im Crossmedia-Paket, bieten wir Ihnen unschlagbar 
günstige Rabatte an.

Sie erreichen also mehr potentielle Kunden, sprechen sie wirkungsvoller an und 
schonen dabei Ihr Werbebudget. 

Noch Fragen? 0 30/53 63 55-28

Ihre Werbung

Sonnabend/Sonntag, 23./24. Februar 2019, Nr. 46 5POLITIK

Löhne drücken in der Klinik

Behandlung per Dekret

»Arbeitsgemeinschaft kommunaler Großkrankenhäuser« (AKG) eröffnet 
Hauptstadtbüro und setzt auf ungelerntes Pflegepersonal. Von Bernd Müller

Gesundheitsminister will Heilmethoden durch Rechtsverordnung festlegen

Berlin ist um eine Lobbyorgani-
sation reicher. Gestern eröffnete 
die »Arbeitsgemeinschaft kom-

munaler Großkrankenhäuser« (AKG) 
ihr Hauptstadtbüro. Viel zu lange hätte 
man »die politische Agenda und die aka-
demischen Debatten der Selbstverwal-
tung als gegeben hingenommen«, hieß 
es in der Einladung. Viel zu lange habe 
in Berlin »eine Stimme der Vernunft und 
Verantwortung« gefehlt.

Die AKG ist ein Verbund von 22 
kommunalen Großkrankenhäusern und 
Krankenhausverbünden aus dem gesam-
ten Bundesgebiet. Mit rund 38.000 Bet-
ten, 100.000 Angestellten und einem 
Umsatz von gut 7,7 Milliarden Euro re-
präsentiert die AKG etwa 8,5 Prozent der 
Betten in deutschen Krankenhäusern. 
Die fünf größten Mitglieder sind: Vivan-
tes – Netzwerk für Gesundheit Berlin, 
Klinikum Region Hannover, Städtisches 
Klinikum München, Klinikverbund Bre-
men und das Klinikum Nürnberg.

Die AKG wurde im November 2017 
als Verein gegründet, um die seit 1997 
bestehende Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedskliniken weiter zu inten-
sivieren und zu professionalisieren. 
Gemeinsames Ziel sei, die wirtschaftli-
chen Bedingungen für die kommunalen 
Großkrankenhäuser zu verbessern. Man 
wolle »einen ruinösen Wettbewerb unter 
den Krankenhäusern« vermeiden, der 
immer zu Lasten von Patienten und Mit-
arbeitern ginge, hieß es in der Vereins-
präsentation.

Ob das Wohl der Mitarbeiter immer 
im Vordergrund steht, kann bezweifelt 
werden. So warnte die AKG bereits im 
Dezember in einer Erklärung vor der 
Pflegereform. Sie kritisierte, dass künf-
tig vor allem ausgebildete Pflegekräf-
te in den Krankenhäusern zum Einsatz 
kommen sollen. Auf Basis einer inter-
nen Analyse der Daten aus 18 Mitglieds-
häusern ging man davon aus, dass viele 
Kliniken die Zahl der Betten auf Inten-
sivstationen reduzieren müssten, um die 
Vorgaben der Reform einzuhalten. Das 
könne bis zu 20 Prozent der Kapazitäten 
betreffen, warnte Helmut Schüttig, Ge-
schäftsführer der AKG.

In den vorangegangenen Jahren hat-
ten viele Krankenhäuser auf ungelerntes 
Pflegepersonal gesetzt. Man habe »die 
Pflegekräfte durch andere Berufsgrup-
pen auf Station unterstützen lassen«, 

heißt es in der Erklärung, beispielsweise 
von Stationsassistenten, medizinischen 
Fachangestellten oder auch von Speise-
assistenten.

Am Carl-Thiem-Klinikum (CTK) in 
Cottbus, das auch AKG-Mitglied ist, 
setzte man unter anderem auf Service-
assistenten, die schon vor Jahren in das 
Tochterunternehmen Thiem-Service 

GmbH (TSG) ausgelagert worden wa-
ren. Sie reichen den Patienten unter an-
derem das Essen, besorgen ihnen auf 
Wunsch Zeitungen oder anderen Lese-
stoff und führen mit ihnen auch Gesprä-
che, wenn jemand das Bedürfnis hat, 
sich auszutauschen.

Aus wirtschaftlicher Sicht ist es für 
die Kliniken günstig, auf ungelerntes 

Personal zurückzugreifen – es ist billi-
ger. In Cottbus verdienen die TSG-An-
gestellten im Monat bis zu 25 Prozent 
weniger als ihre Kollegen bei der Mutter-
gesellschaft. Bekommen die CTK-Mit-
arbeiter Weihnachtsgeld in Höhe von 
80 Prozent eines Monatslohns, erhalten 
Angestellten der Tochtergesellschaft nur 
65 Prozent. Bei den Urlaubstagen sieht 

es ähnlich aus. Was der Geschäftsfüh-
rung auch entgegenkommt: Auf die oft-
mals nur befristet Beschäftigten kann sie 
leicht Druck ausüben, sollten sie einmal 
streiken.

So wie dies am Mittwoch in Cott-
bus geschah: Hier musste ein Warn-
streik der TSG-Mitarbeiter ausgesetzt 
werden. Anlass war eine Drohung 

der CTK-Geschäftsleitung, die auch 
die TSG-Geschäfte führt. Auf einer 
kurzfristig einberufenen Mitarbeiter-
versammlung hatte sie nach Gewerk-
schaftsangaben angekündigt, »alle 
befristeten Arbeitsverträge nicht zu 
verlängern, wenn es zu weiteren Warn-
streiks kommen sollte«. Nach Schät-
zungen der Verdi-Tarifkommission 
wäre davon fast jeder vierte TSG-An-
gestellte unmittelbar betroffen.

Hintergrund ist die vorausgegangene 
Tarifauseinandersetzung: Darin hatten 
die TSG-Angestellten einen Stunden-
lohn von 10,50 Euro gefordert. Dies ent-
spricht dem am April in Brandenburg 
geltenden Vergabemindestlohn, den 
auch kommunale Einrichtungen für ver-
gebene Aufträge bezahlen müssen. Das 
Angebot der Kapitalseite sah dagegen 
nur eine Erhöhung von 9,63 Euro auf 
10,06 Euro vor, was auch nur einem 
monatlichen Lohnplus von nicht einmal 
26 Euro brutto entsprochen hätte. Um 
den Vergabemindestlohn doch noch zu 
erreichen, hatte der CTK- Geschäftsfüh-
rer vorgeschlagen, das Weihnachtsgeld 
zu streichen und auf zwölf Monate zu 
verteilen.

Gesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) will schnellere Ent-
scheidungen über die Anerken-

nung neuer Behandlungsmethoden als 
Kassenleistung. Der zuständige Ge-
meinsame Bundesausschuss (G-BA) 
von Ärzten, Krankenkassen und Klini-
ken soll dazu nötige Bewertungen künf-
tig in zwei Jahren abschließen – andern-
falls werde das Ministerium direkt per 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrats über die Therapieformen 
entscheiden. Dies gehe aus einem Än-
derungsantrag zum Gesetzentwurf für 
ein Implantateregister hervor, berichtete 
dpa am Freitag.

Erst am Donnerstag sei bekannt-
geworden, dass der Minister mehrere 
fachfremde Änderungsanträge an den 
Gesetzentwurf angehängt habe, die die 

Selbstverwaltung im Gesundheitswesen 
entmachten würden, berichtete Tages-
schau.de am Freitag. Eine Chance zur 
Stellungnahme wurde den Betroffenen 
dadurch verwehrt, dass die Frist zur Stel-
lungnahme bereits am Freitag endete. 
Kassenvertreter wie der Vorstand des 
BKK-Dachverbands, Franz Knieps, kri-
tisieren diese »Gesetzgebung auf dem 
Flur«: Sie sei eines parlamentarischen 
Rechtsstaats unwürdig.

Der G-BA-Vorsitzende Josef Hecken 
sagte am Freitag auf einer Pressekon-
ferenz in Berlin, dieser Ansatz sei »in 
äußerstem Maße ungeeignet«. Es drohe 
ein Einfallstor für eine Gesundheitsver-
sorgung nach Lautstärke der Artikula-
tion von Lobbyinteressen.

Die Chefin des Spitzenverbands der 
gesetzlichen Krankenversicherungen 

(GKV), Doris Pfeiffer, sagte, auch in Zu-
kunft komme es bei neuen Leistungen 
auf geprüfte Qualität, nachgewiesenen 
Nutzen und echten Fortschritt für die 
Patienten an. »Dafür brauchen wir zu-
verlässige und transparente Verfahren 
und keine Entscheidungen, die auf An-
weisung eines Ministers mal so und mal 
so getroffen werden können.«

Spahn hatte im Januar bereits einen 
Anlauf gemacht, den Weg für eine Kos-
tenübernahme beim Absaugen von Kör-
perfett bei besonders schwer erkrankten 
Frauen per Rechtsverordnung des Minis-
teriums freizumachen – und nicht wie 
üblich per Freigabe durch den G-BA. 
Dies hatte in der Regierungskoalition 
und der Branche starke Proteste ausge-
löst. Der Vorstoß wurde daraufhin zu-
rückgestellt.  (dpa/jW)

Krankenschwestern betreuen einen Patienten auf der Intensivstation (21.03.2014)
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Jeder siebte von  
Armut bedroht
Berlin. Mehr als jeder siebte 
Mensch in Deutschland ist, statis-
tisch gesehen, von Armut bedroht. 
Im Jahr 2017 verfügten 15,8 Pro-
zent über weniger als 60 Prozent 
des mittleren Einkommens, wie 
aus Angaben des Bundesarbeits-
ministeriums auf eine Anfrage 
der Linksfraktion hervorgeht, aus 
der am Freitag die Zeitungen des 
Redaktionsnetzwerks Deutsch-
land zitierten. 2005 waren es 
14,7 Prozent der Menschen. Im 
selben Zeitraum stieg der Anteil 
der Topverdiener in der Bevöl-
kerung ebenfalls an. 2005 hätten 
7,7 Prozent mehr als 200 Prozent 
des mittleren Einkommens zur 
Verfügung gehabt. 2017 lag der 
Wert demnach bei 8,1 Prozent. 
 (AFP/jW)

Profite der Rhön-Klinik 
steigen um 40 Prozent
Bad Neustadt. Der Krankenhausbe-
treiber Rhön-Klinikum hat für das 
Jahr 2018 hohe Gewinne zu ver-
zeichnen. Den vorläufigen Berech-
nungen zufolge stieg das Ergebnis 
vor Steuern, Zinsen und Abschrei-
bungen im Vergleich zum Vorjahr 
um 28 Prozent auf 125,5 Millio-
nen Euro, wie das Unternehmen 
am Freitag mitteilte. Unter dem 
Strich blieb ein Gewinn von 51,2 
Millionen Euro übrig. Das waren 
fast 40 Prozent mehr als im Jahr 
zuvor. Insgesamt wurden 2018 
gut 850.000 Patienten in den 
Rhön-Kliniken behandelt, etwa 
anderthalb Prozent mehr als noch 
vor einem Jahr.  (dpa/jW)

Mobilfunkfrequenzen   
im März versteigert
Bonn. Für die Versteigerung der 
5G-Mobilfunkfrequenzen hat die 
Bundesnetzagentur einen vor-
läufigen Termin bekanntgegeben, 
und zwar den 19. März in Mainz. 
Das sagte ein Sprecher der Re-
gulierungsbehörde am Freitag 
auf Anfrage von dpa. Die Netz-
agentur hat im November Regeln 
beschlossen, auf deren Basis die 
Telekommunikationskonzerne die 
Mobilfunkfrequenzen ersteigern 
sollen. Das Regelwerk sieht u. a. 
Ausbaupflichten für die Konzerne 
vor.  (dpa/jW)

Cuba Sí, AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456, -457 
E-Mail:   berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

„Die Souveränität unserer Völker 
wird heute in der Haltung gegenüber 
Venezuela ausgefochten. Venezuela 
zu unterstützen, damit es seinen 
Weg selbst bestimmen kann, heißt, 
die Würde aller zu verteidigen.“

Miguel Díaz-Canel, 
Präsident des Staats- und des Ministerrats der Republik Kuba

ANZEIGE

Aus wirtschaftlicher Sicht 
ist es für die Kliniken günstig, 
auf ungelerntes Personal 
zurückzugreifen. 

Ihre  
Werbung

Ihre  
Werbung
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Neben der jungen Welt gibt die Verlag 8. Mai GmbH auch die vierteljährlich 
erscheinende Publikation Melodie & Rhythmus heraus. Die frühere DDR-Musik-
zeitschrift stellt sich seit April 2017 als »Magazin für Gegenkultur« vor. Schon nach 
dieser kurzen Zeit wird Melodie & Rhythmus als ein Solitär auf dem deutschspra-
chigen Zeitschriftenmarkt wahrgenommen. Zwar spielt Musik auch weiterhin eine 
wichtige Rolle, doch werden auf hohem journalistischen Niveau und aus kritischer 
Sicht mittlerweile nahezu alle Felder von Kunst und Kultur betrachtet. Autorinnen 
und Autoren aus aller Welt berichten über Film, Literatur, Theater, Fotografie … 
Neben dieser orientierenden Übersicht widmet sich jedes Heft auf 20 Seiten einem 
Schwerpunktthema. Welche wir für 2018 geplant haben, entnehmen Sie bitte den 
M&R-Mediadaten.

Das Magazin erreicht vielfältig engagierte, kulturinteressierte Leserinnen und Leser 
aller Altersgruppen im deutschsprachigen Raum. Sie verstehen und nutzen Kultur 
nicht als ein aus anderen Zusammenhängen losgelöstes Phänomen, sondern 
beschäftigen sich ebenso mit ihren politischen und ökonomischen Rahmen
bedingungen.

Sind Sie neugierig geworden? Gerne senden wir Ihnen ein Ansichtsexemplar von 
Melodie & Rhythmus sowie die aktuellen Mediadaten zu.

Außerdem im Verlag 8. Mai …

n Anzeigen in Verlagsprodukten
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01.	 Der Anzeigenauftrag ist ein Vertrag über die Veröffentlichung zum Zwecke der Verbreitung einer 
oder mehrerer Anzeigen eines Werbetreibenden in einer Druckschrift.

02.	 Im Falle höherer Gewalt erlischt jede Verpflichtung der Verlag 8. Mai GmbH zur Erfüllung von 
Aufträgen und zur Leistung von Schadensersatz. Insbesondere wird auch kein Schadensersatz 
für nichtveröffentlichte Anzeigen geleistet.

03.	 Anzeigenaufträge sind im Zweifel innerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss abzuwickeln. 
Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist 
der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln.

04.	 Eine Änderung der Anzeigenpreisliste gilt ab Inkrafttreten auch für laufende Aufträge.
05.	 Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verlages, die Auftragsbestätigung und die jeweils 

gültige Preisliste sind für jeden Auftrag maßgebend. Der erteilte Anzeigenauftrag wird erst nach 
schriftlicher Bestätigung durch den Verlag bzw. mit Abdruck rechtsverbindlich.

06.	 Für die Aufnahme von Anzeigen in bestimmte Ausgaben oder deren Plazierung an bestimmten 
Plätzen der Druckschrift wird keine Gewähr geleistet, es sei denn, dass der Auftraggeber die 
Gültigkeit des Auftrages ausdrücklich davon abhängig macht. 

07.	 Der Verlag übernimmt keinerlei Haftung für die in der Werbung enthaltenen Sachaussagen über 
Produkte und Leistungen des Kunden. Der Kunde trägt die Verantwortung für die rechtliche 
Zulässigkeit des Anzeigeninhaltes. Der Verlag ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob die Anzeige 
Rechtsvorschriften entspricht oder Rechte Dritter verletzt werden.

08.	 Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe im Rahmen eines Abschlus-
ses – und Beilagenaufträge abzulehnen, wenn deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche 
Bestimmungen verstößt oder deren Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Dies gilt auch 
für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, Annahmestellen oder Vertretern aufgegeben werden. Beila-
genaufträge sind für den Verlag erst nach Vorlage von fünf Mustern der Beilage und deren Billigung 
durch den Verlag bindend. Beilagen, die durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck 
erwecken, ein Bestandteil der Zeitung oder Zeitschrift zu sein oder die Fremdanzeigen enthalten, 
werden nicht angenommen. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber unverzüglich 
mitgeteilt. Beilagenaufträge sind Festaufträge ohne Rücktrittsrecht.

09.	 Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder unvollständigem 
Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine Ersatzanzeige, aber nur in 
dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Weitergehende Haftungen 
des Verlags sind ausgeschlossen. Reklamationen müssen innerhalb von vier Wochen nach 
Eingang von Rechnungen und Belegen geltend gemacht werden. Für Fehler bei telefonischen 
Übermittlungen jeder Art übernimmt der Verlag keine Haftung.

10.	 Sind etwaige Mängel bei den Druckunterlagen nicht sofort erkennbar, sondern werden dieselben 
erst beim Druckvorgang deutlich, so hat der Auftraggeber bei ungenügendem Abdruck keine 
Ansprüche.

11.	 Die Pflicht zur Aufbewahrung von Druckunterlagen endet drei Monate nach Erscheinen der 
jeweiligen Anzeige, sofern nicht ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen ist.

12.	 Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert und sind kostenpflichtig.  
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. 
Sendet der Auftraggeber den ihm rechtzeitig übermittelten Probeabzug nicht fristgemäß zurück, 
so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt.

13.	 Sind keine besonderen Größenunterschiede angegeben, so wird die tatsächliche Abdruckhöhe 
der Preisberechnung zugrunde gelegt.

14.	 Die Rechnung ist in der darin angegebenen Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine 
kürzere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe für vorzeitige Zahlun-
gen werden nach der Preisliste gewährt.

15.	 Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe von drei Prozent über dem jeweiligen 
Basissatz der Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann 
bei Zahlungsverzug die weitere Ausführung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstel-
len und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Konkursen und Zwangsverglei-
chen entfällt jeglicher Nachlass. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ist der Verlag berechtigt, 
auch während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne 
Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrages und 
von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen, ohne dass hieraus 
dem Auftraggeber irgendwelche Ansprüche gegen den Verlag erwachsen.

17.	 Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenabschnitt. Wenn Art und Umfang 
des Anzeigenauftrages es rechtfertigen, werden mindestens zwei Kopfbelege oder vollständige 
Belegnummern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine 
rechtsverbindliche Aufnahmebescheinigung des Verlages.

18.	 Die für den Verlag tätigen Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren 
Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an die Preisliste des 
Verlages zu halten. Die vom Verlag gewährte Mittlervergütung darf an den Auftraggeber weder 
ganz noch teilweise weitergegeben werden.

19.	 Für konzernangehörige Firmen, die gemeinsame Rabattierungen beanspruchen wollen, ist eine 
Prüfung durch den Verlag notwendig, die Rabattierung kann nicht generell gewährt werden.

20.	 Erfüllungsort und Gerichtsstand ist für beide Parteien der Sitz des Verlages. Die ladungsfä-
hige Anschrift lautet: Verlag 8. Mai GmbH, Torstr. 6, 10119 Berlin. Geschäftsführer: Dietmar 
Koschmieder, Amtsgericht Berlin-Charlottenburg – HRB 55651.

21.	 Der Kunde hat digital übermittelte Druckunterlagen frei von sogenannten Computerviren, 
-würmern und sonstigen Schadensquellen zu liefern. Er ist insbesondere verpflichtet, zu diesem 
Zweck handelsübliche Schutzprogramme einzusetzen, die jeweils dem neuesten Stand zu 
entsprechen haben. Entdeckt der Verlag auf einer ihm übermittelten Datei Schadensquellen 
der vorbezeichneten Art, wird der Verlag von dieser Datei keinen Gebrauch machen und diese, 
soweit zur Schadensvermeidung bzw. -begrenzung erforderlich, löschen, ohne dass der Kunde 
in diesem Zusammenhang Schadensersatzansprüche geltend machen kann. Der Verlag behält 
sich vor, den Kunden auf Schadensersatz in Anspruch zu nehmen, wenn durch solche von ihm 
eingebrachte Schadensquellen dem Verlag Schäden entstanden sind.

n Allgemeine Geschäftsbedingungen

� Die AGB für Onlinewerbung finden Sie in den Mediadaten auf jungewelt.de
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Ihr direkter Draht zur jungen Welt

ANZEIGENLEITUNG
PETER BORAK

Tel.:	 0 30 / 53 63 55 - 38
Fax:	 0 30 / 53 63 55 - 51
E-Mail: pb@jungewelt.de

ANZEIGENVERKAUF 
SILKA TEICHERT

Tel.:	 0 30 / 53 63 55 - 29
Fax:	 0 30 / 53 63 55 - 51
E-Mail: st@jungewelt.de

ANZEIGENVERKAUF 
NORA WALTHER

Tel.:	 0 30 / 53 63 55 - 28
Fax:	 0 30 / 53 63 55 - 51
E-Mail: now@jungewelt.de
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